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ISIN DE0005400667

Einladung zur Hauptversammlung

Hiermit laden wir unsere Aktionäre zur 
ordentlichen Hauptversammlung ein, die

am Mittwoch, den 28. Juni 2017, um 11.00 Uhr,

im Fraunhofer-Institut für Umwelt-, Sicherheits- und Energietechnik 
UMSICHT, Gebäude D, 

Osterfelder Straße 3, D-46047 Oberhausen,
stattfindet.

Tagesordnung

1.  Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses, des gebilligten 
Konzernabschlusses, des Lageberichts und des Konzernlagebe-
richts sowie des Berichts des Aufsichtsrats für das Geschäfts- 
jahr 2016

 Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestellten Jahresabschluss 
und Konzernabschluss gebilligt; der Jahresabschluss ist damit festge-
stellt. Entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen ist zu diesem 
Tagesordnungspunkt keine Beschlussfassung vorgesehen.

 Die vorgenannten Unterlagen können in den Geschäftsräumen am Sitz  
der Gesellschaft, Max-Planck-Ring 48, 46049 Oberhausen, eingesehen 
werden und sind außerdem im Internet unter http://www.nanofocus.de  
unter „Investor Relations“ in dem Unterpunkt „Hauptversammlung“ 
zugänglich. Auf Verlangen erhält jeder Aktionär unverzüglich ein kosten- 
loses Exemplar der oben angegebenen Unterlagen. Ferner werden 
die Unterlagen in der Hauptversammlung zugänglich sein und näher 
erläutert werden.

2.  Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vor-
stands für das Geschäftsjahr 2016

 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Vorstands 
für das Geschäftsjahr 2016 Entlastung zu erteilen.

3.  Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Auf-
sichtsrats für das Geschäftsjahr 2016

 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Aufsichts-
rats für das Geschäftsjahr 2016 Entlastung zu erteilen.

4.  Beschlussfassung über die Wahl des Abschlussprüfers und Kon-
zernabschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2017

 Der Aufsichtsrat schlägt vor, die Roever Broenner Susat Mazars  
GmbH & Co. KG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerberatungs-
gesellschaft, Hamburg, Standort Köln, zum Abschlussprüfer und  
Konzernabschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2017 zu wählen.

5.  Neuwahlen der Mitglieder des Aufsichtsrats

 Die Amtszeit aller Mitglieder des Aufsichtsrats endet mit Ablauf der 
Hauptversammlung am 28. Juni 2017. Daher wird die Neuwahl sämt-
licher Mitglieder des Aufsichtsrats durch die Hauptversammlung not-
wendig. 

 Der Aufsichtsrat der NanoFocus AG setzt sich nach den §§ 95, 96  
Abs. 1, 101 Abs. 1 AktG und § 9 Absatz 1 der Satzung der Gesellschaft 
aus drei von der Hauptversammlung zu wählenden Mitgliedern zu-
sammen. Die Hauptversammlung ist an Wahlvorschläge nicht gebun-
den. Die Wahlen sollen als Einzelwahl durchgeführt werden.

 Gemäß § 9 Absatz 2 der Satzung der Gesellschaft erfolgt die Wahl der 
Aufsichtsratsmitglieder für die Zeit bis zur Beendigung der Hauptver-
sammlung, die über die Entlastung des Aufsichtsrats für das vierte  
Geschäftsjahr nach Beginn der Amtszeit beschließt. Das Geschäfts-
jahr, in dem die Amtszeit beginnt, wird nicht mitgerechnet.

 Der Aufsichtsrat schlägt vor, folgende Personen mit Wirkung ab Been-
digung der Hauptversammlung am 28. Juni 2017 bis zur Beendigung 
der Hauptversammlung, die über die Entlastung des Aufsichtsrats für 
das Geschäftsjahr 2021 beschließt, zu Mitgliedern des Aufsichtsrats 
zu wählen:

 a)  Herrn Stephan Gais, wohnhaft in Waake, Geschäftsführender  
Gesellschafter und Vorsitzender der Geschäftsführung der Carl 
Mahr GmbH & Co. KG, Göttingen

 b)  Herrn Hans Wörmcke, wohnhaft in Heist, AR-Vorsitzender der  
börsennotierten MUT AG

 c)  Herrn Ralf Terheyden, wohnhaft in Bad Zwischenahn-Ofen,  
Geschäftsführer der Terheyden Revision und Treuhand GmbH, 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Der Aufsichtsrat schlägt ferner vor, folgende Person zum Ersatzmit-
glied für die von der Hauptversammlung gewählten Aufsichtsratsmit-
glieder zu wählen:

 d)  Herrn Prof. Dr.-Ing. Stefan Altmeyer, wohnhaft in Köln, Professor 
an der Technischen Hochschule Köln.

Bei Ausscheiden eines von der Hauptversammlung gewählten Auf-
sichtsratsmitglieds tritt an dessen Stelle Herr Prof. Dr.-Ing. Stefan 
Altmeyer.

Die Stellung als Ersatzmitglied wird jeweils zurückerlangt, wenn die 
Hauptversammlung nach dem Eintritt des Ersatzmitglieds in den Auf-
sichtsrat eine Neuwahl für diese Aufsichtsratsposition vornimmt.

6.  Ernennung von Herrn Dr. Hans Herrmann Schreier zum Ehrenvor-
sitzenden des Aufsichtsrats

Der Gründer und derzeitige Aufsichtsratsvorsitzende der NanoFocus AG,  
Herr Dr. Hans Hermann Schreier, scheidet mit Ablauf der Hauptver-
sammlung aus dem Aufsichtsrat der Gesellschaft aus. Um die lang-
jährigen Verdienste von Herrn Dr. Hans Herrmann Schreier um die 
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NanoFocus AG angemessen zu würdigen und um die Erfahrung und 
Kompetenz von Herrn Dr. Hans Herrmann Schreier weiter der Gesell-
schaft zu sichern, schlagen Vorstand und Aufsichtsrat vor, 

Herrn Dr. Hans Herrmann Schreier zum Ehrenvorsitzenden des Auf-
sichtsrats der NanoFocus AG zu ernennen.

7.  Beschlussfassung über die Aufhebung des vorhandenen Geneh-
migten Kapitals (Genehmigtes Kapital 2016) und die Schaffung 
eines neuen Genehmigten Kapitals, teilweise mit der Möglichkeit 
zum Ausschluss des Bezugsrechts (Genehmigtes Kapital 2017) so-
wie über die Änderung der Satzung

 Die Satzung der Gesellschaft enthält in § 4 Abs. (3) ein Genehmigtes 
Kapital (Genehmigtes Kapital 2016), das den Vorstand mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats ursprünglich ermächtigte, bis zum 28. Juni 2021 
das Grundkapital der Gesellschaft einmalig oder mehrmals um bis zu 
insgesamt EUR 2.100.000,00 durch ein- oder mehrmalige Ausgabe 
von insgesamt bis zu 2.100.000 neuen, auf den Inhaber lautenden 
Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlage zu erhöhen. Von dieser 
Ermächtigung ist im Jahr 2016 und im Jahr 2017 Gebrauch gemacht 
worden, so dass die Ermächtigung, das Grundkapital zu erhöhen, nicht 
mehr in voller Höhe fortbesteht.

 Aufgrund der teilweisen Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2016 
und um es der Gesellschaft zu ermöglichen, flexibel zu reagieren, soll 
das vorstehend beschriebene Genehmigte Kapital aufgehoben wer-
den und ein neues Genehmigtes Kapital (Genehmigtes Kapital 2017) 
geschaffen werden.

 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgende Beschlüsse zu  
fassen:

 a)  Das Genehmigte Kapital 2016 in § 4 Abs. (3) der Satzung wird, 
soweit im Zeitpunkt der Aufhebung noch nicht ausgenutzt, mit 
Wirkung auf den Zeitpunkt der Eintragung des nachfolgend be-
stimmten neuen Genehmigten Kapitals 2017 in das Handelsre- 
gister aufgehoben.

 b)  Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
bis zum 27. Juni 2022 das Grundkapital der Gesellschaft einmalig 
oder mehrmals um bis zu insgesamt EUR 3.046.893,00 durch ein- 
oder mehrmalige Ausgabe von insgesamt bis zu 3.046.893 neuen, 
auf den Inhaber lautenden Stückaktien gegen Bar- und/oder Sach-
einlage zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2017).

  Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht zu gewähren. 
Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre in den folgenden Fällen 
ganz oder teilweise auszuschließen:

	 	 •	 zum Ausgleich von Spitzenbeträgen;

	 	 •	 wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen erfolgt und der 
auf die neuen Aktien, für die das Bezugsrecht ausgeschlossen 
wird, insgesamt entfallende anteilige Betrag des Grundkapitals 
10 % bezogen sowohl auf den Zeitpunkt dieser Beschlussfas-
sung als auch zum Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Aktien 

vorhandenen Grundkapitals nicht übersteigt und der Ausgabe-
betrag der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits in den 
Handel einbezogenen Aktien gleicher Gattung und Ausstattung 
zum Zeitpunkt der Festlegung des endgültigen Ausgabebe-
trags durch den Vorstand nicht wesentlich im Sinne der §§ 203 
Abs.(1) und (2), 186 Abs. (3) Satz 4 AktG unterschreitet; bei 
der Berechnung der 10%-Grenze ist der anteilige Betrag am 
Grundkapital abzusetzen, der auf neue oder zurückerworbene 
Aktien entfällt, die seit dem 28. Juni 2017 unter vereinfachtem 
Bezugsrechtsausschluss gemäß oder entsprechend § 186  
Abs. (3) Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert worden sind. 
Im Sinne dieser Ermächtigung gilt als Ausgabebetrag bei Über-
nahme der neuen Aktien durch einen Emissionsmittler unter 
gleichzeitiger Verpflichtung des Emissionsmittlers, die neuen 
Aktien einem oder mehreren von der Gesellschaft bestimmten 
Dritten zum Erwerb anzubieten, der Betrag, der von dem oder 
den Dritten zu zahlen ist;

	 	 •	 bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, insbesondere zur 
Gewährung von Aktien zum Zweck des Erwerbs von Unter-
nehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unter-
nehmen;

	 	 •	 wenn die Aktien Arbeitnehmern der Gesellschaft und/oder  
Arbeitnehmern eines mit der Gesellschaft verbundenen Unter-
nehmens im Sinne von § 15 AktG zum Erwerb angeboten oder 
auf sie übertragen werden. Die neuen Aktien können dabei 
auch an ein geeignetes Kreditinstitut ausgegeben werden, das 
die Aktien mit der Verpflichtung übernimmt, sie ausschließlich 
an die hiernach begünstigten Personen weiterzugeben. Die 
Anzahl der so unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgege-
benen Aktien darf 2% des Grundkapitals nicht überschreiten, 
und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im 
Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung;

	 	 •	 soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläubigern 
der von der Gesellschaft oder ihren Konzerngesellschaften aus-
gegebenen Schuldverschreibungen mit Options- oder Wand-
lungsrechten bzw. -pflichten ein Bezugsrecht auf neue Aktien 
in dem Umfang einzuräumen, wie es ihnen nach Ausübung 
ihres Options- oder Wandlungsrechts bzw. nach Erfüllung einer 
Options- bzw. Wandlungspflicht zustünde.

Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durchführung von Kapi- 
talerhöhungen aus dem Genehmigten Kapital 2017 festzulegen. 
Der Vorstand wird ermächtigt zu bestimmen, dass die neuen  
Aktien gemäß § 186 Absatz 5 AktG von einem Kreditinstitut oder 
nach § 53 Abs. (1) Satz 1 oder § 53b Abs. (1) Satz 1 oder Abs. (7) KWG  
tätigen Unternehmen mit der Verpflichtung übernommen wer-
den sollen, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten. Der 
Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung nach 
vollständiger oder teilweiser Durchführung der Erhöhung des 
Grundkapitals aus dem Genehmigten Kapital 2017 oder nach Ablauf 
der Ermächtigungsfrist entsprechend dem Umfang der Kapitaler- 
höhung aus dem Genehmigten Kapital 2017 anzupassen.
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 c)  § 4 Abs. (3) der Satzung wird insgesamt wie folgt neu gefasst:

  „(3) Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
bis zum 27. Juni 2022 das Grundkapital der Gesellschaft ein-
malig oder mehrmals um bis zu insgesamt EUR 3.046.893,00 
durch ein- oder mehrmalige Ausgabe von insgesamt bis zu 
3.046.893 neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien ge-
gen Bar- und/oder Sacheinlage zu erhöhen (Genehmigtes Kapi-
tal 2017).

Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht zu gewäh-
ren. Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre in den folgenden 
Fällen ganz oder teilweise auszuschließen:

	 	 	 •		 zum Ausgleich von Spitzenbeträgen;

	 	 	 •		 wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen erfolgt und 
der auf die neuen Aktien, für die das Bezugsrecht ausge-
schlossen wird, insgesamt entfallende anteilige Betrag des 
Grundkapitals 10 % bezogen sowohl auf den Zeitpunkt die-
ser Beschlussfassung als auch zum Zeitpunkt der Ausgabe 
der neuen Aktien vorhandenen Grundkapitals nicht über-
steigt und der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Bör-
senpreis der bereits in den Handel einbezogenen Aktien 
gleicher Gattung und Ausstattung zum Zeitpunkt der Festle-
gung des endgültigen Ausgabebetrags durch den Vorstand 
nicht wesentlich im Sinne der §§ 203 Abs. (1) und (2), 186 
Abs. (3) Satz 4 AktG unterschreitet; bei der Berechnung der 
10%-Grenze ist der anteilige Betrag am Grundkapital abzu-
setzen, der auf neue oder zurückerworbene Aktien entfällt, 
die seit dem 28. Juni 2017 unter vereinfachtem Bezugs-
rechtsausschluss gemäß oder entsprechend § 186 Abs. (3) 
Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert worden sind. Im 
Sinne dieser Ermächtigung gilt als Ausgabebetrag bei Über-
nahme der neuen Aktien durch einen Emissionsmittler un-
ter gleichzeitiger Verpflichtung des Emissionsmittlers, die 
neuen Aktien einem oder mehreren von der Gesellschaft 
bestimmten Dritten zum Erwerb anzubieten, der Betrag, 
der von dem oder den Dritten zu zahlen ist;

	 	 	 •		 bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, insbesondere 
zur Gewährung von Aktien zum Zweck des Erwerbs von 
Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an 
Unternehmen;

	 	 	 •		 wenn die Aktien Arbeitnehmern der Gesellschaft und/oder 
Arbeitnehmern eines mit der Gesellschaft verbundenen 
Unternehmens im Sinne von § 15 AktG zum Erwerb an-
geboten oder auf sie übertragen werden. Die neuen  
Aktien können dabei auch an ein geeignetes Kreditinstitut 
ausgegeben werden, das die Aktien mit der Verpflichtung 
übernimmt, sie ausschließlich an die hiernach begünstig- 
ten Personen weiterzugeben. Die Anzahl der so unter Aus- 
schluss des Bezugsrechts ausgegebenen Aktien darf  
2% des Grundkapitals nicht überschreiten, und zwar weder 
im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der 
Ausübung dieser Ermächtigung;

	 	 	 •		 soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläu-
bigern der von der Gesellschaft oder ihren Konzernge-
sellschaften ausgegebenen Schuldverschreibungen mit 
Options- oder Wandlungsrechten bzw. -pflichten ein Be-
zugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang einzuräumen, 
wie es ihnen nach Ausübung ihres Options- oder Wand-
lungsrechts bzw. nach Erfüllung einer Options- bzw. Wand-
lungspflicht zustünde.

Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durchführung von 
Kapitalerhöhungen aus dem Genehmigten Kapital 2017 fest-
zulegen. Der Vorstand ist ermächtigt zu bestimmen, dass die 
neuen Aktien gemäß § 186 Absatz 5 AktG von einem Kredit-
institut oder nach § 53 Abs. (1) Satz 1 oder § 53b Abs. (1) Satz 1 
oder Abs. (7) KWG tätigen Unternehmen mit der Verpflichtung 
übernommen werden sollen, sie den Aktionären zum Bezug 
anzubieten. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der 
Satzung nach vollständiger oder teilweiser Durchführung der 
Erhöhung des Grundkapitals aus dem Genehmigten Kapital 
2017 oder nach Ablauf der Ermächtigungsfrist entsprechend 
dem Umfang der Kapitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapi-
tal 2017 anzupassen.“

 d)  Der Vorstand wird angewiesen, die unter lit. a) beschlossene Auf-
hebung des bestehenden Genehmigten Kapitals 2016 gemeinsam 
mit der unter lit. b) beschlossenen Schaffung des neuen Genehmig- 
ten Kapitals 2017 und der unter lit. c) beschlossenen Satzungs-
änderung zur Eintragung in das Handelsregister anzumelden. Die 
Anmeldung hat so zu erfolgen, dass zunächst die Aufhebung des 
Genehmigten Kapitals 2016 eingetragen werden soll und im unmit-
telbaren Anschluss daran die beschlossene Schaffung des neuen 
Genehmigten Kapitals 2017 mit der beschlossenen Satzungsände-
rung ins Handelsregister eingetragen werden soll.

8.  Beschlussfassung über die Ermächtigung zur Ausgabe von Be-
zugsrechten auf Aktien an der NanoFocus AG (im Folgenden 
auch „Aktienoptionen“ genannt) an Mitglieder des Vorstands 
der NanoFocus AG, Mitglieder der Geschäftsführungen von  
NanoFocus-Konzerngesellschaften sowie Führungskräfte und 
ausgesuchte Leistungsträger der NanoFocus AG und ihrer Kon-
zerngesellschaften (Aktienoptionsplan 2017) und die Schaffung 
eines Bedingten Kapitals (Bedingtes Kapital 2017) zur Bedienung 
des Aktienoptionsplanes der NanoFocus AG sowie über die ent-
sprechenden Satzungsänderungen

 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, wie folgt zu beschließen:

 (1) Ermächtigung zur Gewährung von Aktienoptionen

  Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
bis zum 27. Juni 2022 nach näherer Maßgabe der nachfolgenden 
Bestimmungen im Rahmen des Aktienoptionsplans 2017 bis zu 
Stück 500.000 Aktienoptionen mit Bezugsrechten auf Aktien der 
NanoFocus AG mit einer Laufzeit von bis zu sieben Jahren auszu-
geben mit der Maßgabe, dass jede Aktienoption das Recht zum 
Bezug von einer Aktie der NanoFocus AG gewährt. Die Aktien- 
optionen sind ausschließlich zum Bezug durch Mitglieder des Vor-
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stands der NanoFocus AG, ausgewählte Führungskräfte und sons- 
tige Leistungsträger der NanoFocus AG sowie zum Bezug durch 
Geschäftsführungsmitglieder und ausgewählte Führungskräfte 
sowie sonstige Leistungsträger von Gesellschaften bestimmt, 
die im Verhältnis zur NanoFocus AG abhängig verbundene Unter-
nehmen im Sinn von §§ 15, 17 AktG sind (nachfolgend: „Konzern-
gesellschaften“). Zur Ausgabe von Aktienoptionen an Mitglieder 
des Vorstands der NanoFocus AG gilt diese Ermächtigung allein 
für den Aufsichtsrat. Die Aktienoptionen können auch von einem 
Kreditinstitut übernommen werden mit der Verpflichtung, sie nach 
Weisung der NanoFocus AG an Bezugsberechtigte gemäß Punkt 
a) zu übertragen, die allein zur Ausübung der Bezugsrechte berech-
tigt sind. Ein Bezugsrecht der Aktionäre besteht nicht.

  Für die Ausgabe von Bezugsrechten im Rahmen des Aktien- 
optionsplans 2017 gelten folgende Eckpunkte:

  a)  Kreis der Bezugsberechtigten

   Im Rahmen des Aktienoptionsplans können Bezugsrechte auf 
Aktien der NanoFocus AG („Bezugsrechte“) ausschließlich an

	 	 	 •		 Mitglieder des Vorstands der NanoFocus AG,

	 	 	 •		 Mitglieder der Geschäftsführungen von NanoFocus-Kon-
zerngesellschaften und

	 	 	 •		 ausgewählte Führungskräfte sowie sonstige Leistungsträ-
ger der NanoFocus AG und der NanoFocus-Konzerngesell-
schaften ausgegeben werden.

Der genaue Kreis der Berechtigten und die Zahl der ihnen 
jeweils anzubietenden Bezugsrechte werden durch den Auf-
sichtsrat der NanoFocus AG festgelegt, soweit es um ein 
Angebot von Bezugsrechten an den Vorstand geht. In allen 
übrigen Fällen erfolgt die Festlegung durch den Vorstand. So-
weit Mitglieder der Geschäftsführungen und Mitarbeiter von 
Konzerngesellschaften betroffen sind, jedoch in Abstimmung 
mit den für die Vergütung der Bezugsberechtigten jeweils zu-
ständigen Organen.

Insgesamt werden für alle Gruppen zusammen während der 
Laufzeit des Aktienoptionsplans bis zum 27. Juni 2022 maximal 
500.000 Bezugsrechte ausgegeben („Gesamtvolumen“). Die 
Bezugsrechte teilen sich wie folgt auf die einzelnen Gruppen 
der Bezugsberechtigten auf:

   aa) Mitglieder des Vorstands der NanoFocus AG: maximal 
400.000 Bezugsrechte;

   bb) Mitglieder der Geschäftsführungen von NanoFocus-Kon-
zerngesellschaften: maximal 50.000 Bezugsrechte;

   cc) ausgewählte Führungskräfte sowie sonstige Leistungsträ-
ger der Ebenen unterhalb des Vorstands der NanoFocus AG 
und der Geschäftsführungen von Konzerngesellschaften: 
maximal 50.000 Bezugsrechte.

Über die Ausgabe von Aktienoptionen an Mitglieder des Vor-
stands ist jährlich im Anhang des Jahresabschlusses unter An-
gabe der Namen der begünstigten Vorstandsmitglieder und der 
jeweiligen Anzahl der an diese ausgegebenen Aktienoptionen 
zu berichten. Dasselbe gilt für die Anzahl der von Mitgliedern 
des Vorstands im jeweils abgelaufenen Geschäftsjahr ausge-
übten Bezugsrechte aus Aktienoptionen, die dabei gezahlten 
Ausübungspreise sowie die Zahl der von Vorstandsmitgliedern 
zum Jahresschluss jeweils noch gehaltenen Aktienoptionen.

  b)  Bezugsrecht

   Die Aktienoptionen gewähren dem Inhaber das Recht zum Be-
zug von auf den Inhaber lautenden stimmberechtigten Stück-
aktien der NanoFocus AG. Dabei gewährt jede Aktienoption 
das Recht auf den Bezug von je einer Aktie der NanoFocus AG  
gegen Zahlung des Ausübungspreises nach Buchstabe e) 
Unterpunkt bb). Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des 
Geschäftsjahres an am Gewinn teil, für das zum Zeitpunkt der 
Ausübung des Bezugsrechts noch kein Beschluss der Haupt-
versammlung über die Verwendung des Bilanzgewinns gefasst 
worden ist. Die Optionsbedingungen können vorsehen, dass 
die Gesellschaft dem Bezugsberechtigten in Erfüllung des Be-
zugsrechts wahlweise anstelle von neuen Aktien unter Inan-
spruchnahme des Bedingten Kapitals auch eigene Aktien oder 
einen Barausgleich gewähren kann.

  c)  Erwerbszeiträume

   Die Ausgabe soll in nicht weniger als drei Jahrestranchen erfol-
gen mit der Maßgabe, dass keine Tranche mehr als 50% des 
Gesamtvolumens umfasst.

   Die Ausgabe von Bezugsrechten ist ausgeschlossen jeweils 
in der Zeit zwischen dem Zehnten des letzten Monats eines 
jeden Quartals und dem Tag der nachfolgenden Bekanntgabe 
von den jeweiligen vorläufigen Quartalsergebnissen oder Zwi-
schenergebnissen (je einschließlich), wenn es zu der tatsäch-
lichen Bekanntgabe entsprechender Ergebnisse kommt, sowie 
in der Zeit zwischen dem Tag der Bekanntgabe des Jahreser-
gebnisses eines jeden Jahres und dem Tag der ordentlichen 
Hauptversammlung der NanoFocus AG (je einschließlich). Die 
Ausgabe erfolgt aber frühestens erstmalig vier Wochen ab 
dem Tag der Eintragung der unten unter Ziff. (2) zu beschlie-
ßenden bedingten Kapitalerhöhung.

   Der Tag der Zuteilung der Bezugsrechte („Zuteilungstag“) soll 
für die jährlichen Tranchen konzernweit einheitlich sein und 
wird, soweit Mitglieder des Vorstands der NanoFocus AG be-
troffen sind, durch den Aufsichtsrat, im Übrigen durch den Vor-
stand festgelegt. Als Zuteilungstag gilt der Tag der Zuteilung 
der Option durch das zuständige Organ der NanoFocus AG.

  d)  Laufzeit der Bezugsrechte, Wartezeit, Ausübungszeiträume

   Bezugsrechte laufen insgesamt sieben Jahre ab dem jewei-
ligen Zuteilungstag.
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   Sie können erstmals nach Ablauf einer Wartezeit und dann 
bis zum Ende der Laufzeit ausgeübt werden („Ausübungs-
zeitraum“). Die Wartezeit beträgt mindestens vier Jahre und 
beginnt am jeweiligen Zuteilungstag.

Die Ausübung von Bezugsrechten ist ausgeschlossen jeweils 
in der Zeit zwischen dem Zehnten des letzten Monats eines 
jeden Quartals und dem Tag der nachfolgenden Bekanntgabe 
der jeweiligen vorläufigen Quartalsergebnisse oder Zwischen-
ergebnisse (je einschließlich), wenn es zu der tatsächlichen 
Bekanntgabe entsprechender Ergebnisse kommt, sowie in 
der Zeit zwischen dem Tag der Bekanntgabe des Jahresergeb-
nisses eines jeden Jahres und dem Tag der ordentlichen Haupt-
versammlung der NanoFocus AG (je einschließlich).

Im Übrigen müssen die Berechtigten die Beschränkungen be-
achten, die aus allgemeinen Rechtsvorschriften folgen.

  e)  Weiterer Inhalt der Bezugsrechte, Erfolgsziel und Ausübungs-
preis

   aa) Erfolgsziel

    Die Bezugsrechte sollen mit folgendem absoluten Erfolgs-
ziel ausgestattet sein:

    Bedingung für die Ausübung von Bezugsrechten ist, dass 
der Schlusskurs der Aktie der NanoFocus AG („NanoFocus-
Aktie“) an der Frankfurter Wertpapierbörse im Xetra-Handel 
oder einem Nachfolgesystem an den letzten 10 Handelsta-
gen vor dem Tag der Ausübung des Bezugsrechts den Ba-
sispreis gem. Punkt e) bb) um mindestens 25% übersteigt.

    Ist das Erfolgsziel erreicht, kann jedes Bezugsrecht inner-
halb seiner Laufzeit unter Beachtung der übrigen Planbe-
stimmungen ausgeübt werden.

   bb) Ausübungspreis

    Der Ausübungspreis für eine Aktie der NanoFocus AG ent-
spricht dem Basispreis. Basispreis ist das arithmetische 
Mittel der Schlussauktionspreise der NanoFocus-Aktie im 
Xetra-Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolgesys- 
tem) an der Frankfurter Wertpapierbörse an den letzten 
fünf Börsentagen vor dem jeweiligen Zuteilungstag gem. 
Punkt c), ermittelt auf der Basis des arithmetischen Mittels 
der Schlussauktionspreise der NanoFocus-Aktie im Xetra-
Handel (oder eines vergleichbaren Nachfolgesystems). 
Liegt der so errechnete Ausübungspreis unter dem gerings- 
ten Ausgabebetrag im Sinne von § 9 Abs. 1 AktG, ist statt-
dessen der geringste Ausgabebetrag als Ausübungspreis 
zu zahlen.

  f)  Ausgabe an Dritte; Nichtübertragbarkeit

   Die Bezugsrechte sind nicht übertragbar; sie können nur durch 
den Bezugsberechtigten ausgeübt werden. Zulässig ist eine 
Ausgabe an oder Übertragung auf Dritte, die die Bezugsrechte 

treuhänderisch für den Berechtigten halten oder verwalten.

   Das Bezugsrecht darf nur ausgeübt werden, solange der Inha-
ber in einem ungekündigten Arbeits- oder Dienstverhältnis mit 
der NanoFocus AG oder einer Konzerngesellschaft steht. Ab-
weichend hiervon können Bezugsrechte, für die im Zeitpunkt 
des Zugangs der Kündigungserklärung oder – in Fällen der nicht 
kündigungsbedingten Beendigung des Arbeits- oder Dienst-
verhältnisses – im Zeitpunkt der Beendigung des Arbeits- 
oder Dienstverhältnisses die Wartezeit nach Punkt d) bereits 
abgelaufen ist, von dem Inhaber unter Berücksichtigung der 
für eine Ausübung nach Punkt d) gesperrten Zeiträume noch 
binnen einer Nachlauffrist von drei Monaten nach dem Tag des 
Zugangs der Kündigungserklärung oder der Beendigung des 
Arbeits- oder Dienstleistungsvertrages ausgeübt werden. Die-
se Bezugsrechte erlöschen mit Ablauf der Nachlauffrist, sofern 
sie nicht bis zu diesem Zeitpunkt ausgeübt worden sind. Be-
zugsrechte, für die im Zeitpunkt des Zugangs der Kündigungs-
erklärung oder – in Fällen der nicht kündigungsbedingten Be-
endigung des Arbeits- oder Dienstverhältnisses – im Zeitpunkt 
der Beendigung des Arbeits- oder Dienstverhältnisses die 
Wartezeit nach Punkt d) noch nicht abgelaufen ist, erlöschen 
zu diesem Zeitpunkt. Für den Todesfall, den Ruhestand oder 
das einvernehmliche Ausscheiden sowie für Härtefälle können 
Sonderregelungen vorgesehen werden. Dasselbe gilt für den 
Fall, dass die NanoFocus AG Beteiligungen an Konzerngesell-
schaften an Dritte abgibt.

   Die Bezugsrechte sind außerdem vererbbar. Die Optionsbedin-
gungen können vorsehen, dass der oder die Erben des Berech-
tigten die Bezugsrechte nur innerhalb einer gegenüber dem 
üblichen Ausübungszeitraum verkürzten Frist ab dem Erbfall, 
frühestens jedoch nach Ablauf der Wartezeit, ausüben dürfen.

  g)  Erfüllung des Bezugsrechts

   Den Bezugsberechtigten kann angeboten werden, an Stelle 
der Ausgabe von Stückaktien der NanoFocus AG aus dem hier-
für zu schaffenden Bedingten Kapital 2017 wahlweise eigene 
Aktien der NanoFocus AG zu erwerben oder einen Baraus-
gleich zu erhalten.

   Die Entscheidung, welche Alternative den Bezugsberechtigten  
im Einzelfall angeboten wird, trifft der Vorstand im Einverneh-
men mit dem Aufsichtsrat, der Aufsichtsrat allein, wenn es 
sich bei den Bezugsberechtigten um Mitglieder des Vorstands 
handelt. Vorstand und Aufsichtsrat haben sich dabei allein vom 
Interesse der Aktionäre und der Gesellschaft leiten zu lassen.

   Der Barausgleich entspricht dem Unterschiedsbetrag zwischen 
dem Ausübungspreis und dem Schlusskurs der NanoFocus-
Aktie im Xetra-Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolge-
system) am Tag der Ausübung des Bezugsrechts.

  h)  Weitere Regelungen

   Die weiteren Einzelheiten für die Gewährung und Erfüllung 
von Bezugsrechten und die weiteren Ausübungsbedingungen 
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werden durch den Aufsichtsrat der NanoFocus AG festgesetzt, 
soweit Mitglieder des Vorstands der NanoFocus AG betroffen 
sind, und durch den Vorstand, soweit es um die Mitarbeiter der 
NanoFocus AG geht. Der Vorstand legt in diesem Rahmen auch 
die konzernweiten Grundsätze für den Aktienoptionsplan 2017 
fest.

   Soweit Mitgliedern von Geschäftsführungen oder Mitarbeitern 
von Konzerngesellschaften Bezugsrechte angeboten werden, 
werden im Rahmen der konzernweit geltenden Grundsätze 
für den Aktienoptionsplan 2017 weitere Einzelheiten durch 
den Vorstand der NanoFocus AG in Abstimmung mit den für 
die Bestimmung ihrer Vergütung jeweils zuständigen Organen 
festgelegt.

   Zu den weiteren Regelungen gehören insbesondere:

	 	 	 •		 die Festsetzung der Anzahl von Bezugsrechten für einzelne 
Bezugsberechtigte,

	 	 	 •		 die Festlegung von Bestimmungen über die Durchführung 
des Optionsplans,

	 	 	 •		 das Verfahren der Gewährung und Ausübung der Bezugs-
rechte.

  i)  Besteuerung

   Sämtliche Steuern und Abgaben, die bei der Zuteilung oder der 
Ausübung der Bezugsrechte oder beim Verkauf der Bezugs-
aktien durch die Bezugsberechtigten fällig werden, tragen die 
Bezugsberechtigten.

 (2) Schaffung eines neuen Bedingten Kapitals

  Das Grundkapital der Gesellschaft wird um bis zu EUR 500.000,00 
durch Ausgabe von bis zu Stück 500.000 neuen, auf den Inhaber 
lautende Stückaktien mit einem anteiligen Betrag des Grundka-
pitals von je EUR 1,00 bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2017). 
Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Erfüllung von Bezugs-
rechten aus Aktienoptionen, die aufgrund der Ermächtigung der 
Hauptversammlung der Gesellschaft vom 28. Juni 2017 von der 
Gesellschaft im Rahmen des Aktienoptionsplans 2017 in der Zeit 
vom 28. Juni 2017 bis zum 27. Juni 2022 ausgegeben werden. 
Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, 
wie Aktienoptionen ausgegeben werden und die Inhaber dieser  
Aktienoptionen von ihrem Bezugsrecht auf Aktien der Gesellschaft 
Gebrauch machen und die Gesellschaft nicht in Erfüllung der Be-
zugsrechte eigene Aktien gewährt. Die Ausgabe der Aktien aus 
dem Bedingten Kapital 2017 erfolgt zu dem gemäß Ziff. (1) lit. e, 
bb) festgelegten Ausübungspreis als Ausgabebetrag. Die neuen 
Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, für das zum 
Zeitpunkt der Ausübung des Bezugsrechts noch kein Beschluss 
der Hauptversammlung über die Verwendung des Bilanzgewinns 
gefasst worden ist, am Gewinn teil.

 (3)  Satzungsänderung

  § 4 der Satzung wird um einen neuen Absatz 7 wie folgt ergänzt:

  „(7) Das Grundkapital der Gesellschaft ist um weitere bis zu  
EUR 500.000,00 durch Ausgabe von bis zu Stück 500.000 
neuen, auf den Inhaber lautende Stückaktien mit einem an-
teiligen Betrag des Grundkapitals von je EUR 1,00 bedingt 
erhöht (Bedingtes Kapital 2017). Die bedingte Kapitalerhö-
hung wird nur insoweit durchgeführt, wie Inhaber von Aktien- 
optionen, die aufgrund des Ermächtigungsbeschlusses der 
Hauptversammlung vom 28. Juni 2017 im Rahmen des  
Aktienoptionsplans 2017 in der Zeit bis zum 27. Juni 2022 
von der Gesellschaft ausgegeben werden, von ihrem Be-
zugsrecht auf Aktien der Gesellschaft Gebrauch machen und 
die Gesellschaft nicht in Erfüllung der Bezugsrechte eigene 
Aktien gewährt. Die aus der Ausübung dieser Bezugsrechte 
hervorgehenden neuen Aktien der Gesellschaft nehmen vom 
Beginn des Geschäftsjahres an, für das zum Zeitpunkt der 
Ausübung des Bezugsrechts noch kein Beschluss der Haupt-
versammlung über die Verwendung des Bilanzgewinns ge-
fasst worden ist, am Gewinn teil.“

 (4)  Satzungsanpassung

  Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung des § 4 Abs. 1 und 
Abs. 7 der Satzung jeweils entsprechend der Ausgabe von Bezugs-
aktien anzupassen.

9.  Beschlussfassung über eine neue Ermächtigung zur Ausgabe von 
Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen und zum Aus-
schluss des Bezugsrechts nebst gleichzeitiger Schaffung eines 
neuen Bedingten Kapitals (Bedingtes Kapital 2017/II), die Auf-
hebung der bestehenden Ermächtigung zur Ausgaben von Wan-
del- und/oder Optionsschuldverschreibungen, die Aufhebung 
des bestehenden Bedingten Kapitals 2015 und entsprechende  
Satzungsänderung

 Dem Vorstand wurde mit Beschluss der Hauptversammlung vom  
1. Juli 2015 die Ermächtigung erteilt, mit Zustimmung des Aufsichts-
rates bis zum 30. Juni 2020, einmalig oder mehrmalig auf den In-
haber lautende Wandelschuldverschreibungen und/oder Options-
schuldverschreibungen (zusammen Schuldverschreibungen) mit 
oder ohne Laufzeitbeschränkung im Gesamtnennbetrag von bis zu  
EUR 12.250.000,00 zu begeben und den Inhabern bzw. Gläubigern 
von Schuldverschreibungen Wandlungs- bzw. Optionsrechte (auch mit 
Wandlungspflicht) für auf den Inhaber lautende Stückaktien der Gesell-
schaft mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals von insgesamt 
bis zu EUR 1.225.000,00 nach näherer Maßgabe der Wandel- bzw.  
Optionsanleihebedingungen zu gewähren (die Ermächtigung 2015). 
Zur Bedienung der Schuldverschreibungen wurde ein Bedingtes Kapi-
tal 2015 in Höhe von bis zu EUR 1.225.000,00 (§ 4 Abs. (6) der Satzung 
der Gesellschaft).

 Von dieser Ermächtigung wurde bislang kein Gebrauch gemacht.

 Vor dem Hintergrund der bei der Gesellschaft seit der Erteilung der 
Ermächtigung durchführten Kapitalerhöhungen halten es Vorstand und 
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Aufsichtsrat für zweckmäßig, die bestehende Ermächtigung 2015 so-
wie das bestehende Bedingte Kapital 2015 aufzuheben und durch eine 
neue Ermächtigung sowie ein neues Bedingtes Kapital zu ersetzen.

 Angesichts des Umstands, dass von der Ermächtigung 2015 noch kein 
Gebrauch gemacht wurde und diese vollständig aufgehoben werden 
soll und ab diesem Zeitpunkt unter dieser Ermächtigung somit keine 
Schuldverschreibungen ausgegeben werden können, kann das beste-
hende Bedingte Kapital 2015 vollständig aufgehoben und die Satzung 
entsprechend angepasst werden.

 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgende Beschlüsse zu fas-
sen:

 a)  Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuld-
verschreibungen und zum Ausschluss des Bezugsrechts

  (1) Allgemeines

   Der Vorstand wird ermächtigt, bis zum 27. Juni 2022 mit Zu-
stimmung des Aufsichtsrats einmalig oder mehrmals auf 
den Inhaber lautende Wandel- und/oder Optionsschuldver-
schreibungen (zusammen „Schuldverschreibungen“) mit oder 
ohne Laufzeitbeschränkung im Gesamtnennbetrag von bis zu  
EUR 20.000.000,00 zu begeben und den Inhabern bzw. Gläu-
bigern von Schuldverschreibungen Wandlungs- bzw. Options-
rechte (auch mit Wandlungspflicht) für auf den Inhaber lau-
tende Stückaktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag 
des Grundkapitals von insgesamt bis zu EUR 2.000.000,00 
nach näherer Maßgabe der Wandel- bzw. Optionsanleihebedin-
gungen zu gewähren. 

   Die Schuldverschreibungen können auch durch ein unter der 
Leitung der Gesellschaft stehendes Konzernunternehmen 
(„Konzernunternehmen“) ausgegeben werden; in einem 
solchen Falle wird der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats für die Gesellschaft die Garantie für die 
Schuldverschreibungen zu übernehmen und den Inhabern der 
Schuldverschreibungen Wandlungs- bzw. Optionsrechte (auch 
mit Wandlungspflicht) für auf den Inhaber lautende Stückaktien 
der Gesellschaft zu gewähren. 

   Die Anleiheemissionen werden in Teilschuldverschreibungen 
eingeteilt.

  (2) Wandelschuldverschreibungen und Optionsschuldverschrei-
bungen

   Im Falle der Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen er-
halten die Inhaber das Recht, ihre Teilschuldverschreibungen 
nach näherer Maßgabe der vom Vorstand festzulegenden 
Wandelanleihebedingungen in neue, auf den Inhaber lautende 
Stückaktien der Gesellschaft zu wandeln. Das Wandlungsver-
hältnis ergibt sich aus der Division des Nennbetrags einer Teil-
schuldverschreibung durch den festgesetzten Wandlungspreis 
für eine auf den Inhaber lautende Stückaktie der Gesellschaft. 
Liegt der Ausgabebetrag einer Teilschuldverschreibung unter 
deren Nennbetrag, so ergibt sich das Wandlungsverhältnis 

durch Division des Ausgabebetrags der Teilschuldverschrei-
bung durch den festgesetzten Wandlungspreis für eine neue, 
auf den Inhaber lautende Stückaktie der Gesellschaft. Das 
Wandlungsverhältnis kann auf ein ganzzahliges Verhältnis auf- 
oder abgerundet werden; ferner kann gegebenenfalls eine in 
bar zu leistende Zuzahlung festgesetzt werden. Im Übrigen 
kann vorgesehen werden, dass Spitzen zusammengelegt und/
oder in Geld ausgeglichen werden. 

   Im Falle der Ausgabe von Optionsschuldverschreibungen wer-
den jeder Teilschuldverschreibung ein oder mehrere Options-
scheine beigefügt, die den Inhaber berechtigen, nach Maß-
gabe der vom Vorstand festzulegenden Optionsbedingungen 
auf den Inhaber lautende Stückaktien der Gesellschaft zu be-
ziehen. Die Laufzeit des Optionsrechts darf die Laufzeit der  
Optionsschuldverschreibung nicht überschreiten. Im Übrigen 
kann vorgesehen werden, dass Spitzen zusammengelegt und/
oder in Geld ausgeglichen werden. 

   § 9 Abs. 1 AktG und § 199 AktG bleiben unberührt.

  (3)  Wandlungspflicht

   Die Wandelanleihebedingungen können auch eine Wandlungs-
pflicht zum Ende der Laufzeit (oder zu einem früheren Zeit-
punkt) vorsehen. Der anteilige Betrag am Grundkapital der bei 
Wandlung auszugebenden Aktien darf den Nennbetrag der 
Teilschuldverschreibung nicht überschreiten. Die Gesellschaft 
kann in den Anleihebedingungen berechtigt werden, eine et-
waige Differenz zwischen dem Nennbetrag der Wandelschuld-
verschreibung und dem Produkt aus Wandlungspreis und Um-
tauschverhältnis ganz oder teilweise in bar auszugleichen. 

   § 9 Abs. 1 AktG und § 199 AktG bleiben unberührt.

  (4)  Ersetzungsbefugnis

   Die Anleihebedingungen von Wandel- bzw. Optionsanleihen 
können das Recht der Gesellschaft vorsehen, den Gläubigern 
der Schuldverschreibung ganz oder teilweise anstelle der 
Zahlung des fälligen Geldbetrags Aktien der Gesellschaft zu 
gewähren. Die Aktien werden jeweils mit einem Wert ange-
rechnet, der nach näherer Maßgabe der Anleihebedingungen 
dem auf volle Cents aufgerundeten arithmetischen Mittelwert 
der Schlussauktionspreise von Aktien gleicher Ausstattung der 
Gesellschaft im Xetra-Handel (oder in einem an die Stelle des 
Xetra-Systems getretenen funktional vergleichbaren Nachfol-
gesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse an den letz-
ten zehn Handelstagen vor der Erklärung der Wandlung bzw.  
Optionsausübung entspricht. 

   Die Wandel- bzw. Optionsanleihebedingungen können jeweils 
festlegen, dass im Falle der Wandlung bzw. Optionsausübung 
auch eigene Aktien der Gesellschaft gewährt werden kön-
nen. Ferner kann vorgesehen werden, dass die Gesellschaft 
den Wandlungs- bzw. Optionsberechtigten nicht Aktien der 
Gesellschaft gewährt, sondern den Gegenwert in Geld zahlt. 
Der Gegenwert je Aktie entspricht nach näherer Maßgabe 
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der Anleihebedingungen dem auf volle Cents aufgerundeten  
arithmetischen Mittelwert der Schlussauktionspreise von  
Aktien gleicher Ausstattung der Gesellschaft im Xetra-Handel 
(oder in einem an die Stelle des Xetra-Systems getretenen 
funktional vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Frankfurter 
Wertpapierbörse an den letzten zehn Handelstagen vor der  
Erklärung der Wandlung bzw. Optionsausübung. 

  (5)  Wandlungs- bzw. Optionspreis

   Der jeweils festzusetzende Wandlungs- bzw. Optionspreis 
muss mindestens 80 Prozent des arithmetischen Mittelwerts 
der Schlussauktionspreise von Aktien gleicher Ausstattung der 
Gesellschaft im Xetra-Handel (oder in einem an die Stelle des 
Xetra-Systems getretenen funktional vergleichbaren Nachfol-
gesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse an den letzten 
zehn Handelstagen vor dem Tag der Beschlussfassung durch 
den Vorstand über die Ausgabe der Schuldverschreibungen 
oder – für den Fall der Einräumung eines unmittelbaren Be-
zugsrechts – mindestens 80 Prozent des arithmetischen Mit-
telwerts der Schlussauktionspreise von Aktien gleicher Aus-
stattung der Gesellschaft im Xetra-Handel (oder in einem an die 
Stelle des Xetra-Systems getretenen funktional vergleichbaren 
Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse wäh-
rend der Bezugsfrist mit Ausnahme der Tage der Bezugsfrist, 
die erforderlich sind, damit der Wandlungs- bzw. Optionspreis 
gemäß § 186 Abs. 2 Satz 2 AktG fristgerecht bekannt gemacht 
werden kann, betragen. 

   § 9 Abs. 1 AktG und § 199 AktG bleiben unberührt.

  (6)  Verwässerungsschutz

   Erhöht die Gesellschaft während der Wandlungs- oder Options- 
frist ihr Grundkapital unter Einräumung eines Bezugsrechts 
an ihre Aktionäre oder begibt weitere Wandel- oder Options-
schuldverschreibungen bzw. gewährt oder garantiert Wand-
lungs- und/oder Optionsrechte und räumt den Inhabern schon 
bestehender Wandlungs- und/oder Optionsrechte hierfür kein 
Bezugsrecht ein, wie es ihnen nach Ausübung des Wandlungs- 
und/oder Optionsrechts bzw. der Erfüllung ihrer Wandlungs-
pflichten als Aktionär zustehen würde, oder wird durch eine 
Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln das Grundkapital 
erhöht, so wird über die Wandelanleihe- bzw. Optionsbedin-
gungen sichergestellt, dass der wirtschaftliche Wert der be-
stehenden Wandlungs- bzw. Optionsrechte unberührt bleibt, 
indem die Wandlungs- oder Optionsrechte wertwahrend an-
gepasst werden, soweit die Anpassung nicht bereits durch 
Gesetz zwingend geregelt ist. Dies gilt entsprechend für den 
Fall der Kapitalherabsetzung oder anderer Kapitalmaßnahmen, 
von Umstrukturierungen, einer Kontrollerlangung durch Dritte, 
einer außerordentlichen Dividende oder anderer vergleichbarer 
Maßnahmen, die zu einer Verwässerung des Werts der Aktien 
führen können. 

   § 9 Abs. 1 AktG und § 199 AktG bleiben unberührt.

  (7)  Bezugsrecht und Bezugsrechtausschluss

   Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht zu, d.h. die 
Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen sind grund-
sätzlich den Aktionären der Gesellschaft zum Bezug anzubie-
ten. Die Schuldverschreibungen können auch von einem oder 
mehreren Kreditinstituten mit der Verpflichtung übernommen 
werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten („mittel-
bares Bezugsrecht“). Werden Schuldverschreibungen von 
einem Konzernunternehmen ausgegeben, hat die Gesellschaft 
die Gewährung des gesetzlichen Bezugsrechts für die Aktio-
näre der Gesellschaft sicherzustellen. 

   Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auf Schuldver-
schreibungen auszuschließen, sofern sie gegen Barzahlung 
ausgegeben werden und der Vorstand nach pflichtgemäßer 
Prüfung zu der Auffassung gelangt, dass der Ausgabepreis 
den nach anerkannten finanzmathematischen Methoden 
ermittelten theoretischen Marktwert der Schuldverschrei-
bungen nicht wesentlich unterschreitet. Dies gilt jedoch nur 
für Schuldverschreibungen mit einem Wandlungs- und/oder  
Optionsrecht oder einer Wandlungspflicht auf Aktien mit einem 
anteiligen Betrag des Grundkapitals von bis zu zehn Prozent 
des zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens oder – falls dieser 
Wert geringer ist – der Ausübung der vorliegenden Ermächti-
gung vorhandenen Grundkapitals. Auf diese Höchstgrenze von 
zehn Prozent des Grundkapitals ist der anteilige Betrag des 
Grundkapitals anzurechnen, der auf Aktien entfällt oder auf 
den sich Wandlungs- und/oder Optionsrechte bzw. -pflichten 
aus Schuldverschreibungen beziehen, die seit Erteilung dieser 
Ermächtigung unter Bezugsrechtsausschluss aufgrund einer 
Ermächtigung des Vorstands zum Bezugsrechtsausschluss in 
unmittelbarer bzw. sinngemäßer Anwendung von § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG ausgegeben oder die als erworbene eigene Aktien 
während der Laufzeit dieser Ermächtigung in anderer Weise 
als über die Börse oder durch ein Angebot an alle Aktionäre 
in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
veräußert worden sind. 

   Der Vorstand ist darüber hinaus ermächtigt, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre für Spitzen-
beträge, die sich aufgrund des Bezugsverhältnisses ergeben, 
auszuschließen und das Bezugsrecht mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats auch insoweit auszuschließen, als dies erforder-
lich ist, um den Inhabern von Wandlungs- bzw. Optionsrechten 
auf den Inhaber lautende Stückaktien der Gesellschaft ein Be-
zugsrecht in dem Umfang gewähren zu können, wie es ihnen 
nach Ausübung ihrer Wandlungs- bzw. Optionsrechte bzw. der 
Erfüllung ihrer Wandlungspflichten zustehen würde. 

  (8)  Weitere Gestaltungsmöglichkeiten

   Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichts-
rats die weiteren Einzelheiten der Ausgabe und Ausstattung 
der Schuldverschreibungen, insbesondere den Zinssatz und 
die Art der Verzinsung, den Ausgabekurs und die Laufzeit, 
die Stückelung, Verwässerungsschutzbestimmungen, den 



18 19 

Wandlungs- bzw. Optionszeitraum sowie den Wandlungs- bzw.  
Optionspreis festzusetzen bzw. im Einvernehmen mit den Or-
ganen der die Schuldverschreibungen begebenden Konzernun-
ternehmen festzulegen.

 b)  Schaffung eines Bedingten Kapitals 2017/II

  Das Grundkapital der Gesellschaft wird um bis zu EUR 2.000.000,00  
durch Ausgabe von bis zu 2.000.000 neuen, auf den Inhaber lau-
tende Stückaktien mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals 
von je EUR 1,00 bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2017/II). Die 
bedingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung von Aktien an die 
Inhaber bzw. Gläubiger von Wandel- und/oder Optionsschuldver-
schreibungen, die gemäß vorstehender Ermächtigung begeben 
werden. Die bedingte Kapitalerhöhung ist nur insoweit durchzufüh-
ren, wie von Wandlungs- bzw. Optionsrechten Gebrauch gemacht 
wird oder Wandlungspflichten aus solchen Wandel- und/oder Opti-
onsschuldverschreibungen erfüllt werden und soweit nicht eigene 
Aktien zur Bedienung eingesetzt werden. Die Ausgabe der neuen 
Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe der vorstehenden Ermäch-
tigung jeweils zu bestimmenden Options- bzw. Wandlungspreis. 
Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, 
in dem sie durch Ausübung von Wandlungs- bzw. Optionsrechten 
oder durch Erfüllung von Wandlungspflichten ausgegeben werden, 
am Gewinn teil. Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durchführung der 
bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen.

 c)  Aufhebung der Ermächtigung vom 1. Juli 2015 und Aufhebung des 
Bedingten Kapitals 2015

  Die Ermächtigung des Vorstands zur Ausgabe von Wandel- und/
oder Optionsschuldverschreibungen vom 1. Juli 2015 wird mit 
Eintragung der unter Tagesordnungspunkt 9 d) vorgeschlagenen 
Satzungsänderung aufgehoben. Das durch Beschluss der Haupt-
versammlung vom 1. Juli 2015 geschaffene Bedingte Kapital 2015 
in Höhe von EUR 1.225.000,00 gemäß § 4 Abs. (6) der Satzung der 
Gesellschaft wird mit Eintragung der unter Tagesordnungspunkt 6 
d) vorgeschlagenen Satzungsänderung aufgehoben.

 d)  Satzungsänderung

  Der Absatz (6) des § 4 der Satzung der Gesellschaft wird wie folgt 
neu gefasst:

  „(6) Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu  
EUR 2.000.000,00 durch Ausgabe von bis zu 2.000.000  
neuen, auf den Inhaber lautende Stückaktien mit einem an-
teiligen Betrag des Grundkapitals von je EUR 1,00 bedingt  
erhöht (Bedingtes Kapital 2017). Die bedingte Kapitalerhö-
hung wird nur insoweit durchgeführt, wie (i) die Inhaber bzw. 
Gläubiger von Wandlungsrechten oder Optionsscheinen, die 
gemäß den von der Gesellschaft oder von unter der Leitung 
der Gesellschaft stehenden Konzernunternehmen aufgrund 
des Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung 
vom 28. Juni 2017 bis zum 27. Juni 2022 ausgegebenen 
Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen bestehen 
bzw. diesen beigefügt sind, von ihren Wandlungs- bzw. Op-

tionsrechten Gebrauch machen oder (ii) die zur Wandlung  
verpflichteten Inhaber bzw. Gläubiger der von der Gesell-
schaft oder von unter der Leitung der Gesellschaft stehen-
den Konzernunternehmen aufgrund des Ermächtigungsbe- 
schlusses der Hauptversammlung vom 28. Juni 2017 bis 
zum 27. Juni 2022 ausgegebenen Wandelschuldverschrei-
bungen ihre Pflicht zur Wandlung erfüllen, in den Fällen  
(i) und (ii) jeweils soweit nicht eigene Aktien zur Bedienung 
eingesetzt werden. Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu 
dem nach Maßgabe des vorstehend bezeichneten Ermäch-
tigungsbeschlusses jeweils zu bestimmenden Wandlungs- 
bzw. Optionspreis. Die neuen Aktien nehmen vom Beginn 
des Geschäftsjahres an, in dem sie durch die Ausübung von 
Wandlungs- bzw. Optionsrechten oder durch die Erfüllung 
von Wandlungspflichten ausgegeben werden, am Gewinn 
teil. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durchführung der 
bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen.

 e)  Anmeldung zur Eintragung in das Handelsregister, Ermächtigung 
des Aufsichtsrats zur Fassungsänderung

  Der Vorstand wird angewiesen, die unter vorstehendem lit. c) und 
lit. d) dieses Tagesordnungspunktes 9 beschlossene Aufhebung 
des in § 4 Abs. (6) der Satzung enthaltenen Bedingten Kapitals 
2015 und das neue Bedingte Kapital 2017/II gemäß vorstehendem 
lit. b) und lit. d) dieses Tagesordnungspunktes 9 mit der Maßgabe 
zur Eintragung in das Handelsregister anzumelden, dass zunächst 
die Aufhebung des Bedingten Kapitals 2015 eingetragen wird, dies 
jedoch nur dann, wenn unmittelbar anschließend die Eintragung 
des Bedingten Kapitals 2017/II erfolgt. 

  Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung von § 4 Abs. (1) und 
§ 4 Abs. (6) der Satzung entsprechend der jeweiligen Ausgabe 
der Bezugsaktien anzupassen sowie alle sonstigen damit in Zu-
sammenhang stehende Anpassungen der Satzung vorzunehmen, 
die nur die Fassung betreffen. Entsprechendes gilt im Falle der 
Nichtausnutzung der Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- oder 
Optionsanleihen nach Ablauf des Ermächtigungszeitraumes sowie 
im Falle der Nichtausnutzung des Bedingten Kapitals nach Ablauf 
der Fristen für die Ausübung von Wandlungs- oder Optionsrechten 
bzw. Wandlungspflichten. 
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Berichte an die Hauptversammlung

Bericht an die Hauptversammlung zur Ausnutzung des Genehmigten 
Kapitals 2016 im November 2016

Mit Beschluss der Hauptversammlung vom 29. Juni 2016 wurde der Vor-
stand ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft einmalig oder mehr-
fach um bis zu insgesamt EUR 2.100.000,00 durch Ausgabe von bis zu 
2.100.000 neuen, auf den Inhaber lautende Stückaktien gegen Bar- und/
oder Sacheinlagen zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2016). Der Vorstand 
wurde ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren 
Einzelheiten der Durchführung der Kapitalerhöhung aus dem Genehmig- 
ten Kapital festzulegen. In der Ermächtigung ist auch vorgesehen, dass 
der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats über den Ausschluss des 
Bezugsrechts der Aktionäre entscheidet. Das Genehmigte Kapital 2016 ist 
mit Eintragung im Handelsregister der Gesellschaft vom 18. August 2016 
wirksam geworden. 

Unter Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2016 hat der Vorstand am 
18. November 2016 mit Zustimmung des Aufsichtsrats vom selben Tag 
beschlossen, das Grundkapital der Gesellschaft von EUR 4.530.000,00 
um bis zu EUR 2.100.000,00 auf bis zu EUR 6.630.000,00 durch Ausgabe 
von bis zu 2.100.000 neuen auf den Inhaber lautenden Stückaktien mit 
einem anteiligen Betrag am Grundkapital von EUR 1,00 je Aktie (die „Neu-
en Aktien“) gegen Bareinlagen mit Bezugsrecht der Aktionäre und der 
Inhaber der Wandelschuldverschreibung 2014/2019 zu erhöhen. 

Das Bezugsrecht der Aktionäre wurde dabei entsprechend der von der 
Hauptversammlung erteilten Ermächtigung soweit ausgeschlossen, dass 
den Anleihegläubiger der 5,00 % Wandelschuldverschreibung 2014/2019 
(ISIN DE000A1YC228 / WKN A1Y C22) (die „Anleihegläubiger“) entspre-
chend den Anleihebedingungen Bezugsrechte auf neue Aktien in dem 
Umfang eingeräumt werden konnten, wie es ihnen nach Ausübung ihres 
Wandlungsrechts zustünde. 

Um ein für die Aktionäre und Anleihegläubiger günstiges Bezugsverhält-
nis zu gewährleisten, wurde weiter entsprechend der von der Haupt-
versammlung erteilten Ermächtigung das gesetzliche Bezugsrecht zum 
Ausgleich von Spitzenbeträgen ausgeschlossen. Soweit das im Rahmen 
dieser Kapitalerhöhung festgelegte Bezugsverhältnis dazu führte, dass 
rechnerische Ansprüche der Aktionäre und Anleihegläubiger auf Bruch-
teile von Aktien entstehen, hatten die Aktionäre sowie die Anleihegläu-
biger hinsichtlich der entstehenden Spitzenbeträge keinen Anspruch auf 
Lieferung von Neuen Aktien oder Barausgleich. 

Am 21. Dezember 2016 wurde die Bezugsrechtskapitalerhöhung aus Ge-
nehmigtem Kapital 2016 erfolgreich abgeschlossen. Es wurden 1.110.786 
Stückaktien zu einem Preis von 1,75 EUR platziert. Davon wurden von 
Altaktionären im Rahmen ihres Bezugsrechts und durch den Überbezug 
insgesamt 648.803 Aktien erworben. Zudem wurden bei einer Privatplat-
zierung im Anschluss an die Bezugsfrist 461.983 Aktien von institutio-
nellen Investoren gezeichnet. Durch die Transaktion ist der NanoFocus AG 
ein Bruttoemissionserlös in Höhe von rund 1,94 Mio. EUR zugeflossen.

Nach Eintragung der Kapitalerhöhung ins Handelsregister erhöhte sich 
das Grundkapital der NanoFocus AG von 4.530.000 EUR um 1.110.786 
EUR auf 5.640.786 EUR. Die Neuen Aktien sind ab dem 1. Januar 2016 
gewinnberechtigt.

Die Kapitalerhöhung 2016 erfolgte zur Sicherstellung der weiteren Finan-
zierung der von der Gesellschaft verfolgten Wachstumsstrategie. 

Eine Aufnahme von Fremdkapital erschien demgegenüber zum Zeitpunkt 
der Durchführung der Kapitalerhöhung 2016 durch die Ausnutzung des 
bestehenden Genehmigten Kapitals 2016 bei pflichtgemäßer Ermes-
sensausübung nach Ansicht des Vorstands als nicht vorteilhaft. 

Nach eingehender Prüfung und Beratung hat sich der Vorstand daher mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats zum Gebrauch der von der Hauptversamm-
lung erteilten Ermächtigung im Genehmigten Kapital 2016 entschieden. 

Mit dem Ausschluss des Bezugsrechts zum Ausgleich von Spitzenbeträ-
gen der Aktionäre bei der Kapitalerhöhung 2016 hat die Gesellschaft von 
der im Beschluss der Hauptversammlung vom 29. Juni 2016 eingeräum-
ten Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss Gebrauch gemacht. 

Aus den vorstehenden Erwägungen war der im Rahmen der Kapitaler-
höhung 2016 unter Beachtung der Vorgaben des Genehmigten Kapitals 
2016 vorgenommene Bezugsrechtsauschluss zum Ausgleich von Spitzen-
beträgen insgesamt angemessen und sachlich gerechtfertigt. Weiterhin 
wurden die Interessen der übrigen Aktionäre nicht unangemessen beein-
trächtigt. 

Bericht an die Hauptversammlung zur Ausnutzung des Genehmigten 
Kapitals 2016 im April 2017

Mit Beschluss der Hauptversammlung vom 29. Juni 2016 wurde der  
Vorstand ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft einmalig oder 
mehrfach um bis zu insgesamt EUR 2.100.000,00 durch Ausgabe von 
bis zu 2.100.000 neuen, auf den Inhaber lautende Stückaktien gegen 
Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2016). Der 
Vorstand wurde dabei ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 
Bezugsrecht der Aktionäre bei Kapitalerhöhungen auszuschließen, wenn 
die Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen erfolgt und der auf die neuen  
Aktien, für die das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, insgesamt entfal-
lende anteilige Betrag des Grundkapitals 10 % bezogen sowohl auf den Zeit- 
punkt dieser Beschlussfassung der Hauptversammlung vom 29. Juni 2016  
als auch zum Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Aktien vorhandenen 
Grundkapitals nicht übersteigt und der Ausgabebetrag der neuen Aktien 
den Börsenpreis der bereits in den Handel einbezogenen Aktien gleicher 
Gattung und Ausstattung zum Zeitpunkt der Festlegung des endgül-
tigen Ausgabebetrags durch den Vorstand nicht wesentlich im Sinne der  
§§ 203 Abs. 1 und 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unterschreitet; bei der Be-
rechnung der 10%-Grenze war der anteilige Betrag am Grundkapital abzu-
setzen, der auf neue oder zurückerworbene Aktien entfällt, die seit dem  
29. Juni 2016 unter vereinfachtem Bezugsrechtsausschluss gemäß oder 
entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert wor-
den sind. Im Sinne dieser Ermächtigung gilt als Ausgabebetrag bei Über-
nahme der neuen Aktien durch einen Emissionsmittler unter gleichzeitiger 
Verpflichtung des Emissionsmittlers, die neuen Aktien einem oder mehre-
ren von der Gesellschaft bestimmten Dritten zum Erwerb anzubieten, der 
Betrag, der von dem oder den Dritten zu zahlen ist. Der Vorstand wurde 
ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Ein-
zelheiten der Durchführung der Kapitalerhöhung aus dem Genehmigten 
Kapital festzulegen.
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Das Genehmigte Kapital 2016 ist mit Eintragung im Handelsregister der 
Gesellschaft vom 18. August 2016 wirksam geworden. 

Am 20. April 2017 hat der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats be-
schlossen, das Genehmigte Kapital 2016 teilweise auszunutzen und das 
Grundkapital der Gesellschaft unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktio- 
näre gegen Bareinlage von EUR 5.640.786,00 um bis zu EUR 453.000,00 
auf bis zu EUR 6.093.786,00 durch Ausgabe von bis zu 453.000 neu-
en, auf den Inhaber lautenden Stückaktien mit Gewinnbezugsrecht ab  
1. Januar 2016 zu erhöhen (die „Kapitalerhöhung 2017“). Die Kapitaler-
höhung wurde im Umfang von EUR 453.000,00 durchgeführt. Dies 
entspricht einer Erhöhung des im Zeitpunkt des Wirksamwerdens und 
zugleich im Zeitpunkt der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2016 be-
stehenden Grundkapitals der Gesellschaft von weniger als 10 %. 

Die Kapitalerhöhung 2017 ist 09. Mai 2017 mit Eintragung ihrer Durch-
führung im Handelsregister der Gesellschaft wirksam geworden. Hier-
durch hat sich das Grundkapital der Gesellschaft durch Ausgabe von 
insgesamt 453.000 neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien auf  
EUR 6.093.786,00 erhöht. 

Die neuen Aktien aus der Kapitalerhöhung 2017 wurden von der Gesell-
schaft zu einem Ausgabepreis von EUR 1,92 je Aktie ausgegeben. Die 
Gesellschaft hat hierdurch einen Brutto-Emissionserlös (vor Kosten der 
Kapitalerhöhung) von EUR 869.760,00 erzielt. 

Bei der Preisfestsetzung wurden die Preisvorgaben entsprechend § 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG eingehalten. Danach darf der Ausgabepreis für die 
neuen Aktien den Börsenpreis der Aktie der Gesellschaft nicht wesentlich 
unterschreiten. Der festgelegte Bezugspreis in Höhe von EUR 1,92 unter-
schritt nur unwesentlich den durchschnittlichen Börsenpreis der bereits in 
den Handel einbezogenen Aktien vor der Beschlussfassung des Vorstands 
über die Kapitalerhöhung. 

Die Kapitalerhöhung 2017 erfolgte zur Sicherstellung der weiteren Finan-
zierung der von der Gesellschaft verfolgten Wachstumsstrategie. 

Eine Aufnahme von Fremdkapital erschien demgegenüber zum Zeitpunkt 
der Durchführung der Kapitalerhöhung 2017 durch die Ausnutzung des 
bestehenden Genehmigten Kapitals 2016 bei pflichtgemäßer Ermes-
sensausübung nach Ansicht des Vorstands als nicht vorteilhaft. 

Nach eingehender Prüfung und Beratung hat sich der Vorstand daher mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats zum Gebrauch der von der Hauptversamm-
lung erteilten Ermächtigung im Genehmigten Kapital 2016 entschieden. 

Mit dem Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre bei der Kapitalerhö-
hung 2017 hat die Gesellschaft von der im Beschluss der Hauptversamm-
lung vom 29. Juni 2016 eingeräumte Ermächtigung zum Bezugsrechtsaus-
schluss Gebrauch gemacht. 

Der Bezugsrechtsausschluss erlaubte es der Gesellschaft, die aus Sicht 
der Verwaltung zum Zeitpunkt der Beschlussfassung über die Ausnutzung 
des Genehmigten Kapitals 2016 günstige Marktsituation für eine solche 
Kapitalmaßnahme kurzfristig auszunutzen und durch marktnahe Preisfest-
setzung einen möglichst hohen Emissionserlös erzielen zu können. Eine 
Kapitalerhöhung unter Einräumung eines Bezugsrechts an die Aktionäre 
wäre demgegenüber aufgrund der mit dem öffentlichen Angebot verbun-

denen Verpflichtung zur Veröffentlichung eines Wertpapierprospekts nicht 
nur mit einem erheblichen höheren Kostenaufwand für die Gesellschaft 
verbunden gewesen, sondern wäre auch nur mit einem sehr großen zeit-
lichen Vorlauf möglich gewesen. 

Die bei Einräumung eines Bezugsrechts erforderliche mindestens zwei-
wöchige Bezugsfrist (§ 186 Abs. 1 Satz 2 AktG) hätte eine kurzfristige 
Reaktion auf die aktuellen Marktverhältnisse weiter nicht zugelassen. 
Hinzu kommt, dass bei Einräumung eines Bezugsrechts der endgültige 
Bezugspreis spätestens drei Tage vor Ablauf der Bezugsfrist bekannt zu 
geben ist (§ 186 Abs. 2 Satz 2 AktG). Wegen des längeren Zeitraums 
zwischen Preisfestsetzung und Abwicklung der Kapitalerhöhung und der 
Volatilität der Aktienmärkte besteht somit ein höheres Markt- und insbe-
sondere Kursänderungsrisiko als bei einer bezugsrechtsfreien Zuteilung. 
Dies macht bei der Preisfestsetzung in der Regel einen höheren Sicher-
heitsabschlag auf den aktuellen Börsenkurs erforderlich und führt daher 
regelmäßig zu weniger marktnahen Konditionen als eine bezugsrechts-
freie Ausgabe der neuen Aktien. 

Durch das Berücksichtigen der entsprechenden Vorgaben des § 186  
Abs. 3 Satz 4 AktG für den Bezugsrechtsausschluss im Rahmen der 
Kapitalerhöhung 2017, nämlich die Preisfestsetzung nahe am aktuellen 
Börsenkurs und den auf maximal 10 % des bisherigen Grundkapitals be-
schränkten Umfangs der unter Bezugsrechtsausschluss ausgegebenen 
Aktien, wurden andererseits auch die Interessen der vom Bezugsrecht 
ausgeschlossenen Aktionäre angemessen gewahrt. Denn mit Blick auf 
den Börsenhandel hatten die Aktionäre hierdurch grundsätzlich die Mög-
lichkeit, ihre relative Beteiligung an der Gesellschaft über einen Zukauf 
über die Börse zu vergleichbaren Bedingungen aufrechtzuerhalten. Durch 
die Ausgabe der neuen Aktien nahe am aktuellen Börsenkurs wurde fer-
ner sichergestellt, dass mit der Kapitalerhöhung keine nennenswerte wirt-
schaftliche Verwässerung der Aktionäre verbunden war. 

Aus den vorstehenden Erwägungen war der im Rahmen der Kapitaler-
höhung 2017 unter Beachtung der Vorgaben des Genehmigten Kapitals 
2016 vorgenommene Bezugsrechtsausschluss insgesamt angemessen 
und sachlich gerechtfertigt. Weiterhin wurden die Interessen der übrigen 
Aktionäre nicht unangemessen beeinträchtigt. 

Schriftlicher Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung gemäß 
§§ 186 Abs. 4 Satz 2, 203 Abs. 1, 2 AktG zu Punkt 7 der Tagesordnung

Der Vorstand hat zu Punkt 7 der Tagesordnung gem. §§ 186 Abs. 4 Satz 2, 
203 Abs. 1, 2 AktG einen schriftlichen Bericht über die Gründe für den 
Ausschluss des Bezugsrechts erstattet. Der Bericht liegt von der Einbe-
rufung der Hauptversammlung an in den Geschäftsräumen am Sitz der 
Gesellschaft, Max-Planck-Ring 48, 46049 Oberhausen, und während der 
Hauptversammlung zur Einsicht der Aktionäre aus. Er ist außerdem im 
Internet unter http://www.nanofocus.de unter „Investor Relations“ in 
dem Unterpunkt „Hauptversammlung“ zugänglich. Auf Verlangen erteilt 
die Gesellschaft den Aktionären unverzüglich kostenfrei Abschriften des 
Berichts. Der Bericht wird wie folgt bekannt gemacht:

Unter Tagesordnungspunkt 7 schlagen Vorstand und Aufsichtsrat die 
Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals 2017 vor.

Die Satzung der Gesellschaft enthält in § 4 Abs. (3) ein Genehmigtes  
Kapital (Genehmigtes Kapital 2016), das den Vorstand mit Zustimmung 
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des Aufsichtsrats ursprünglich ermächtigte, bis zum 28. Juni 2021 das 
Grundkapital der Gesellschaft einmalig oder mehrmals um bis zu insge-
samt EUR 2.100.000,00 durch ein- oder mehrmalige Ausgabe von ins-
gesamt bis zu 2.100.000 neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien 
gegen Bar- und/oder Sacheinlage zu erhöhen. Von dieser Ermächtigung ist 
im Jahr 2016 Gebrauch gemacht worden, so dass die Ermächtigung, das 
Grundkapital zu erhöhen, nicht mehr in voller Höhe fortbesteht.

Aufgrund der teilweisen Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2016 und 
um es der Gesellschaft zu ermöglichen, flexibel zu reagieren, soll das 
vorstehend beschriebene Genehmigte Kapital aufgehoben werden und 
ein neues Genehmigtes Kapital (Genehmigtes Kapital 2017) geschaffen 
werden.

Durch die Beschlüsse unter Tagesordnungspunkt 7 wird die bestehende, 
bereits teilweise in Anspruch genommene Ermächtigung zur Erhöhung 
des Grundkapitals aufgehoben und durch eine neue fünfjährige Ermäch-
tigung ersetzt. Mit der vorgeschlagenen Ermächtigung wird der Vorstand 
in die Lage versetzt, künftig im Rahmen des Genehmigten Kapitals die  
Eigenkapitalausstattung der Gesellschaft den geschäftlichen und rechtli-
chen Erfordernissen anzupassen. 

Bei der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals wird den Aktionären 
grundsätzlich ein Bezugsrecht gewährt. Das Bezugsrecht kann jedoch 
vom Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats in folgenden Fällen aus-
geschlossen werden:

Das Bezugsrecht kann für Spitzenbeträge ausgeschlossen werden, die 
nicht gleichmäßig auf alle Aktionäre verteilt werden können. Ohne den 
Ausschluss des Bezugsrechts hinsichtlich des Spitzenbetrags würden 
die technische Durchführung der Kapitalerhöhung und die Ausübung des 
Bezugsrechts insbesondere bei der Kapitalerhöhung um runde Beträge 
erheblich erschwert. Die als freie Spitzen vom Bezugsrecht der Aktionäre 
ausgeschlossenen neuen Aktien werden bestmöglich für die Gesellschaft 
verwertet. Der Vorstand wird jedoch versuchen, die Entstehung von Spit-
zenbeträgen bei den Bezugsrechten zu vermeiden.

Darüber hinaus ist ein Bezugsrechtsausschluss möglich für einen antei-
ligen Betrag am Grundkapital von bis zu 10 %, bezogen sowohl auf das 
zum Zeitpunkt dieser Beschlussfassung als auch auf das zum Zeitpunkt 
der Ausgabe vorhandene Grundkapital, um die neuen Aktien zu einem 
Betrag auszugeben, der den Börsenpreis der bereits in den Handel ein-
bezogenen Aktien nicht wesentlich unterschreitet, wobei nicht wesentlich 
eine Unterschreitung des durchschnittlichen Schlusskurses der letzten 
zehn Börsentage um bis zu 5 % ist. Diese auf § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG 
gegründete Ermächtigung erlaubt die rasche Durchführung einer Barka- 
pitalerhöhung zu einem den aktuellen Marktbedingungen möglichst nahe 
kommenden Ausgabebetrag. Bei der Ausnutzung der Ermächtigung wird 
der Vorstand den Abschlag auf den Börsenpreis so niedrig bemessen, wie 
dies nach dem Zeitpunkt der Platzierung vorherrschenden Marktbedin-
gungen möglich ist. Durch die Ausgabe der Aktien in enger Anlehnung an 
den Börsenpreis werden auch die Belange der Aktionäre gewahrt. Denn 
aufgrund des Umstands, dass die Platzierung ohne gesetzliche Bezugs-
frist unmittelbar nach Festsetzung des Ausgabebetrags erfolgen kann, 
muss bei der Festsetzung nicht das Kursänderungsrisiko für den Zeitraum 
einer Bezugsfrist berücksichtigt werden. Die Aktionäre haben grundsätz-
lich die Möglichkeit, ihre Beteiligungsquote durch Kauf von NanoFocus- 
Aktien über die Börse aufrecht zu erhalten, während der Gesellschaft im 

Interesse der Aktionäre weitere Handlungsspielräume eröffnet werden, 
um kurzfristig günstige Börsensituationen auszunutzen.

Weiter kann das Bezugsrecht vom Vorstand bei einer Kapitalerhöhung 
gegen Sacheinlagen insbesondere zum Zwecke des Erwerbs von Un-
ternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen 
ausgeschlossen werden. Im Falle des Erwerbs von Unternehmen, Un-
ternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen, müssen diese im 
Rahmen des Unternehmensgegenstands der Gesellschaft liegen. Diese 
Ermächtigung soll den Vorstand insbesondere in die Lage versetzen, ohne 
Beanspruchung der Börse eigene Aktien der Gesellschaft zur Verfügung zu 
haben, um in geeigneten Einzelfällen Unternehmen, Unternehmensteile, 
Beteiligungen an Unternehmen oder sonstige Vermögensgegenstände 
gegen Überlassung von Aktien der Gesellschaft erwerben zu können. 
Der Erwerb eines Unternehmens oder einer Unternehmensbeteiligung 
erfordert in der Regel eine rasche Entscheidung. Durch die vorgesehene 
Ermächtigung wird dem Vorstand die Möglichkeit gegeben, bei entspre-
chend sich bietenden Gelegenheiten zur Akquisition rasch und flexibel 
auf vorteilhafte Angebote reagieren zu können. Dasselbe gilt im Hinblick 
auf die Einbringung von Forderungen oder anderen Wirtschaftsgütern. Es 
kommt bei einem Bezugsrechtsausschluss zwar zu einer Verringerung der 
relativen Beteiligungsquote und des relativen Stimmrechtsanteils der vor-
handenen Aktionäre. Bei Einräumung eines Bezugsrechts wäre aber der 
Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen, Beteiligungen an Unter-
nehmen oder sonstigen Vermögensgegenständen gegen Gewährung von 
Aktien nicht möglich und die damit für die Gesellschaft und die Aktionäre 
verbundenen Vorteile wären nicht erreichbar. Konkrete Erwerbsvorhaben, 
für die von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht werden soll, bestehen 
zurzeit nicht.

Der Vorstand soll weiter ermächtigt werden, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats das Bezugsrecht auszuschließen, wenn die Aktien Arbeit-
nehmern der Gesellschaft und/oder Arbeitnehmern eines mit der Ge-
sellschaft verbundenen Unternehmens zum Erwerb angeboten werden 
sollen. Hierdurch können Aktien als Vergütungsbestandteil für Arbeitneh-
mer der Gesellschaft und/oder Arbeitnehmer eines mit der Gesellschaft 
verbundenen Unternehmens eingesetzt werden. Der vorgeschlagene 
Umfang des Genehmigten Kapitals zur Ausgabe von Belegschaftsaktien 
von maximal 2% des Grundkapitals zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens 
und im Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung steht nach Auffassung 
des Vorstands in einem angemessenen Verhältnis zu der Anzahl der Mit-
arbeiter und der Geschäftstätigkeit des Unternehmens und rechtfertigt 
sich durch die Vorteile einer noch engeren Bindung der Mitarbeiter an 
die Gesellschaft. Ziel ist es, die Identifikation der Mitarbeiter mit der Ge-
sellschaft nachhaltig zu stärken und ihre Motivation zu fördern, indem sie 
auch als Aktionäre am langfristigen Unternehmenserfolg beteiligt werden. 
Die Ausgabe von Belegschaftsaktien ist hierzu ein geeignetes Mittel. Zur 
Vereinfachung des Ausgabeverfahrens soll es neben einer unmittelbaren 
Ausgabe der neuen Aktien an die berechtigten Mitarbeiter auch möglich 
sein, dass die neuen Aktien von einem Kreditinstitut oder einem nach  
§ 186 Abs. 5 Satz 1 AktG gleichgestellten Unternehmen mit der Verpflich-
tung übernommen werden, sie ausschließlich zur Gewährung von Aktien 
an den genannten Personenkreis zu verwenden. Derzeit besteht kein  
Belegschaftsprogramm.

Die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts zu Gunsten der 
Inhaber der von der Gesellschaft oder ihren Konzerngesellschaften aus-
gegebenen Schuldverschreibungen mit Options- oder Wandlungsrechten 
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bzw. -pflichten dient dem Zweck, im Falle einer Ausnutzung dieser Er-
mächtigung den Options- bzw. Wandlungspreis nicht entsprechend den 
sogenannten Verwässerungsklauseln der Options- bzw. Wandlungsbe-
dingungen ermäßigen zu müssen. Vielmehr soll auch den Inhabern der 
Schuldverschreibungen mit Options- oder Wandlungsrechten bzw. -pflich-
ten ein Bezugsrecht in dem Umfang eingeräumt werden können, wie 
es ihnen nach Ausübung des Options- oder Wandlungsrechts bzw. nach 
Erfüllung der Options- oder Wandlungspflicht zustehen würde. Mit der Er-
mächtigung erhält der Vorstand die Möglichkeit, bei der Ausnutzung des 
Genehmigten Kapitals 2017 unter sorgfältiger Abwägung der Interessen 
zwischen beiden Alternativen zu wählen. Bei Abwägung aller genannten 
Umstände halten Vorstand und Aufsichtsrat den Ausschluss des Bezugs-
rechts in den genannten Fällen aus den aufgezeigten Gründen auch un-
ter Berücksichtigung des zulasten der Aktionäre eintretenden Verwässe-
rungseffektes für sachlich gerechtfertigt und für angemessen.

Der Vorstand wird im Einzelfall besonders sorgfältig prüfen, ob der Einsatz 
der Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss notwendig und für die 
Gesellschaft von Vorteil ist, bevor er die Zustimmung des Aufsichtsrats 
hierfür einholt.

Der Vorstand wird der Hauptversammlung über jede Ausnutzung des Ge-
nehmigten Kapitals 2017 berichten.

Freiwilliger Bericht des Vorstands zu Punkt 8 der Tagesordnung

Zu Punkt 8 der Tagesordnung der Hauptversammlung am 28. Juni 2017 
schlagen Vorstand und Aufsichtsrat vor, den Vorstand mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats, bzw. soweit der Vorstand betroffen ist, den Aufsichts-
rat zu ermächtigen, bis zum 27. Juni 2022 einen Aktienoptionsplan 2017 
zur Ausgabe von Aktienoptionen mit Bezugsrechten auf Aktien der  
NanoFocus AG für Vorstandsmitglieder, Mitglieder der Geschäftsfüh-
rungen von NanoFocus Konzerngesellschaften und ausgewählte Füh-
rungskräfte sowie sonstige Leistungsträger der NanoFocus AG und ihrer 
Konzerngesellschaften aufzulegen. Der Vorstand begründet und erläutert 
diesen Beschlussvorschlag in diesem Bericht. Der Bericht liegt vom Tage 
der Einberufung der Hauptversammlung an in den Geschäftsräumen der 
Gesellschaft, Max-Planck-Ring 48, 46049 Oberhausen, und während der 
Hauptversammlung zur Einsicht der Aktionäre aus. Er ist außerdem im  
Internet unter http://www.nanofocus.de unter „Investor Relations“ in 
dem Unterpunkt „Hauptversammlung“ zugänglich. Auf Verlangen wird 
dieser Bericht jedem Aktionär unverzüglich und kostenlos übersandt. Der 
Bericht wird wie folgt bekannt gemacht:

Zweck des Aktienoptionsplans:

Die NanoFocus AG steht als international tätiges Unternehmen in einem 
intensiven Wettbewerb um Führungskräfte und qualifizierte Mitarbeiter. 
Aktienoptionspläne sind ein weit verbreiteter, weithin geforderter und 
deshalb unverzichtbarer Bestandteil von modernen Vergütungssystemen. 
Auch in Deutschland ist die Ausgabe von Aktienoptionen zum üblichen 
Bestandteil der Vergütung von Führungskräften geworden. Um ihren Füh-
rungskräften und sonstigen Leistungsträgern im Vergleich zum Wettbe-
werb vergleichbar attraktive Rahmenbedingungen und zielorientierte Mo-
tivationsanreize bieten zu können, muss die NanoFocus AG auch über die 
Möglichkeit verfügen, Bezugsrechte auf Aktien als Vergütungsbestandteil 
anbieten zu können. Der Aktienoptionsplan 2017 soll den Vorstand der 
Gesellschaft, die Geschäftsführungen der Konzerngesellschaften, ausge-

wählte Führungskräfte und sonstige Leistungsträger der Gesellschaft und 
der Konzerngesellschaften motivieren, langfristig an der Wertsteigerung 
des Unternehmens zu arbeiten. Durch die Gewährung der Aktienoptionen 
wird für die Führungskräfte und sonstigen Leistungsträger ein besonde-
rer Leistungsanreiz geschaffen, dessen Maßstab der sich im Kurs der  
NanoFocus-Aktie widerspiegelnde Wert des Unternehmens ist. Dies 
kommt sowohl den Aktionären als auch den Mitarbeitern zugute und hilft, 
die führende Position der NanoFocus AG in ihren Kernmärkten zu stärken.

Das derzeitige Vergütungssystem der NanoFocus AG sieht keine Aktien-
optionen vor. Es besteht im Regelfall aus festen Grundvergütungen sowie 
variablen Vergütungsbestandteilen.

Im Einzelnen sieht der Vorschlag für den Aktienoptionsplan 2017 das Fol-
gende vor:

Der Aktienoptionsplan 2017 soll durch die Ausgabe von maximal 500.000 
Bezugsrechten auf NanoFocus-Aktien aufgelegt werden. Dieses Volumen 
ist erforderlich, um den berechtigten Personengruppen künftig eine ent-
sprechend den jeweiligen Markterfordernissen wettbewerbsfähige Vergü-
tung anbieten zu können. 

Die Aktienoptionen sind ausschließlich zum Bezug durch ausgewählte 
Führungskräfte und Leistungsträger der NanoFocus AG und ihrer Konzern-
gesellschaften bestimmt. Hierzu gehören die Mitglieder des Vorstands der 
NanoFocus AG, die Mitglieder der Geschäftsführungen von Konzerngesell-
schaften sowie ausgewählte Führungskräfte und sonstige Leistungsträger 
der NanoFocus AG und ihrer Konzerngesellschaften. Diese Führungskräfte 
und Leistungsträger tragen durch ihre Entscheidungen und Leistungen in 
besonderem Maße zum Erfolg der NanoFocus AG bei und leisten einen 
fundamentalen Beitrag zur dauerhaften Steigerung des Unternehmens-
wertes. Der Umfang der den Mitgliedern des Vorstands der NanoFocus AG  
zu gewährenden Aktienoptionen ist nach näherer Maßgabe des Be-
schlussvorschlags begrenzt. Dasselbe gilt für die weiteren Gruppen der 
Teilnehmer am Aktienoptionsplan 2017. 

Die Ausgabe von Aktienoptionen an Mitglieder des Vorstands der  
NanoFocus AG obliegt ausschließlich dem Aufsichtsrat; der Aufsichtsrat 
ist insoweit auch für die Festlegung der weiteren Einzelheiten der Bedin-
gungen ihrer Ausgabe und Ausgestaltung zuständig. Im Übrigen obliegen 
die Bestimmung der Bezugsberechtigten und des Umfangs der ihnen 
jeweils anzubietenden Aktienoptionen sowie die Festlegung der weite-
ren Einzelheiten der Ausgabe und der Ausgestaltung der Aktienoptionen 
dem Vorstand. Vorstand und Aufsichtsrat werden sich bei der Zuteilung, 
die als Bestandteil der jeweiligen Gesamtvergütung erfolgen soll, aus-
schließlich an den individuellen Leistungen und dem Leistungsvermögen 
der Begünstigten orientieren; soweit es um die Zuteilung an Mitglieder 
des Vorstands geht, wird der Aufsichtsrat außerdem die Vorgaben in  
§ 87 AktG beachten. 

Über die Ausgabe von Aktienoptionen an Vorstandsmitglieder soll zur 
Herstellung einer höchstmöglichen Transparenz jeweils im Anhang des 
Jahresabschlusses unter Angabe der Anzahl der ausgegebenen Rechte 
und der Namen der begünstigten Vorstandsmitglieder berichtet werden. 
Dasselbe gilt für die Anzahl der von Mitgliedern des Vorstands jeweils 
ausgeübten Bezugsrechte, die dabei gezahlten Ausübungspreise und die 
Zahl der von Vorstandsmitgliedern zum Jahresschluss noch gehaltenen 
Aktienoptionen. 
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Um die technische Abwicklung zu erleichtern, soll die Möglichkeit eröff-
net werden, dass die Aktienoptionen auch von einem Kreditinstitut über-
nommen werden können mit der Verpflichtung, sie wie beim mittelbaren 
Bezugsrecht nach § 186 Abs. 5 AktG auf Weisung der Gesellschaft an die 
Bezugsberechtigten zu übertragen, die allein zur Ausübung der Bezugs-
rechte berechtigt sind. 

Die Ermächtigung zur Ausgabe der Aktienoptionen soll bis zum  
27. Juni 2022 befristet werden. Maximal sollen 500.000 Stück Aktienop-
tionen mit Bezugsrechten auf bis zu 500.000 Aktien der NanoFocus AG 
ausgegeben werden. An die Mitglieder des Vorstands der NanoFocus AG 
sollen insgesamt bis zu Stück 400.000, an die Mitglieder von Geschäfts-
führungen von Konzerngesellschaften der NanoFocus AG insgesamt bis 
zu Stück 50.000 und an ausgewählte Führungskräfte und sonstige Leis-
tungsträger der NanoFocus AG sowie ihrer Konzerngesellschaften insge-
samt bis zu Stück 50.000 ausgegeben werden. 

Die Ausgabe soll in mindestens drei Jahrestranchen erfolgen mit der 
Maßgabe, dass keine der Tranchen mehr als 50% des Gesamtvolumens 
umfassen darf. Auf die Festlegung bestimmter unterjähriger Ausgabezeit-
punkte mit Ausnahme der für die Ausgabe gesperrten Zeiträume soll im 
Übrigen im Interesse größtmöglicher Flexibilität verzichtet werden. 

Zur Erfüllung der Bezugsrechte aus den Aktienoptionen soll ein weiteres 
Bedingtes Kapital (Bedingtes Kapital 2017) in Höhe von EUR 500.000,00, 
eingeteilt in bis zu Stück 500.000 Aktien, geschaffen werden. Daneben 
sieht der Beschlussvorschlag vor, dass die Optionsbedingungen der 
Gesellschaft auch das Recht eröffnen können, in Erfüllung von Bezugs-
rechten eigene Aktien anzudienen. Damit soll die Möglichkeit geschaffen 
werden, vorbehaltlich eines entsprechenden Ermächtigungsbeschlusses 
der Hauptversammlung zukünftig eigene Aktien auch zu dem Zweck zu 
verwenden, sie den Bezugsberechtigten zum Erwerb anzubieten. Da-
mit wird es möglich, einer bei Inanspruchnahme des Bedingten Kapitals 
etwa eintretenden Verwässerung der ausgegebenen Aktien entgegenzu-
wirken. Soweit die Gesellschaft von dem Recht zur Gewährung eigener 
Aktien an Bezugsberechtigte Gebrauch macht, wird das Bedingte Kapi-
tal nicht in Anspruch genommen. Der Betrag des Bedingten Kapitals von  
EUR 500.000,00 entspricht ca. 8,21% des derzeitigen Grundkapitals der 
Gesellschaft. Dieser Anteil erscheint dem Vorstand und dem Aufsichtsrat 
im Hinblick auf die Zahl der möglichen Teilnahmeberechtigten, die Laufzeit 
des Aktienoptionsplan 2017 und die mit ihm verbundenen positiven Aus-
wirkungen als angemessen. 

Das Bezugsrecht aus einer Aktienoption gewährt das Recht zum Be-
zug einer auf den Inhaber lautenden stimmberechtigten Stückaktie der 
NanoFocus AG. Die Gewinnberechtigung dieser Aktien beginnt mit dem 
Geschäftsjahr, für das zum Zeitpunkt der Ausübung des Bezugsrechts 
noch kein Beschluss der Hauptversammlung über die Verwendung des 
Bilanzgewinns gefasst worden ist. 

Die Ausübung von Bezugsrechten kommt erst nach Ablauf einer Warte-
zeit in Betracht. Diese beträgt einheitlich für alle dem jeweiligen Berech-
tigten eingeräumten Bezugsrechte mindestens vier Jahre. Alsdann kann 
die Ausübung des Bezugsrechts bis zum Ablauf der Laufzeit von sieben 
Jahren, beginnend mit dem jeweiligen Zuteilungstag, erfolgen. Die Aus-
gabe von Bezugsrechten ist ausgeschlossen jeweils in der Zeit zwischen 
dem Zehnten des letzten Monats eines jeden Quartals und dem Tag der 
nachfolgenden Bekanntgabe von den jeweiligen vorläufigen Quartalser-
gebnissen oder Zwischenergebnissen (je einschließlich), wenn es zu der 

tatsächlichen Bekanntgabe entsprechender Ergebnisse kommt, sowie 
in der Zeit zwischen dem Tag der Bekanntgabe des Jahresergebnisses 
eines jeden Jahres und dem Tag der ordentlichen Hauptversammlung der  
NanoFocus AG (je einschließlich). Unabhängig hiervon sind die Berech-
tigten verpflichtet, gesetzliche Einschränkungen für die Ausübung von 
Bezugsrechten und den Handel mit Bezugsaktien, insbesondere nach 
den Insiderbestimmungen des Wertpapierhandelsgesetzes (WpHG), zu 
beachten.
 
Jedes Bezugsrecht aus einer Aktienoption berechtigt zum Bezug von einer 
Aktie der NanoFocus AG gegen Zahlung des Ausübungspreises. Der 
Ausübungspreis für eine Aktie der NanoFocus AG entspricht 100% des 
arithmetischen Mittels der Schlussauktionspreise der NanoFocus-Aktie 
im Xetra-Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an der 
Frankfurter Wertpapierbörse an den letzten fünf Börsentagen vor dem 
Zuteilungstag. Zuteilungstag ist dabei der Tag der Zuteilung der Option 
durch das zuständige Organ der NanoFocus AG oder das von ihr für die 
Abwicklung eingeschaltete Kreditinstitut (Zuteilungstag). Mindestaus- 
übungspreis ist in jedem Fall der geringste Ausgabebetrag im Sinn von  
§ 9 Abs. 1 AktG. 

Aus den Aktienoptionen können Bezugsrechte nur ausgeübt werden, 
wenn der Kurs der NanoFocus-Aktie an den letzten zehn Handelstagen an 
der Frankfurter Wertpapierbörse vor dem Tag der Ausübung des Bezugs-
rechts aus der Aktienoption das arithmetische Mittel der Schlussauktions-
preise der NanoFocus-Aktie im Xetra-Handel (oder einem vergleichbaren 
Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse an den letzten fünf 
Börsentagen vor dem jeweiligen Zuteilungstag um mindestens 25% 
übersteigt. Die Bezugsrechte können damit nur ausgeübt werden, wenn 
der Kurs der NanoFocus-Aktie – unabhängig von kurzfristigen Kursaus- 
brüchen – eine feste Ausübungshürde erreicht.

Eine Übertragung der Aktienoptionen ist mit Ausnahme des Erbfalls und 
der Regelung gem. Punkt (1) f) ausgeschlossen. Die Ausübung des Be-
zugsrechts setzt voraus, dass der Berechtigte sich noch in einem unge-
kündigten Arbeits- oder Dienstverhältnis mit der NanoFocus AG oder einer 
Konzerngesellschaft der NanoFocus AG befindet. Bezugsrechte, für die 
im Zeitpunkt des Zugangs der Kündigungserklärung oder der Beendigung 
des Arbeits- oder Dienstverhältnisses die Wartezeit bereits abgelaufen ist, 
können von dem Berechtigten noch binnen einer Nachlauffrist von drei 
Monaten nach dem Tag der Kündigung oder Beendigung des Arbeits- oder 
Dienstverhältnisses ausgeübt werden. Die Optionsbedingungen können 
für den Todesfall, den Ruhestand oder das einvernehmliche Ausscheiden 
sowie in Härtefällen Sonderregelungen vorsehen. Dasselbe gilt für den 
Fall, dass die NanoFocus AG Beteiligungen an Konzerngesellschaften an 
Dritte abgibt. 

Zur weiteren Festlegung der Einzelheiten der Optionsbedingungen und 
der Ausgabe und der Ausgestaltung der Aktienoptionen ist der Vorstand 
und, soweit Rechte an Mitglieder des Vorstands gewährt werden sollen, 
der Aufsichtsrat ermächtigt. 

Der Vorstand ist in Übereinstimmung mit dem Aufsichtsrat der Über-
zeugung, dass die vorgeschlagene Ermächtigung zur Auflage des  
Aktienoptionsprogramms 2017 in besonderem Maße geeignet ist, einen 
nachhaltigen Leistungsanreiz für die ausgewählten Führungskräfte und 
Leistungsträger der NanoFocus AG und ihrer Konzerngesellschaften zu 
bewirken und damit im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre zu 
einer dauerhaften und nachhaltigen Steigerung des Unternehmenswerts 
beizutragen.
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Wir schlagen der Hauptversammlung daher die Schaffung einer neuen 
Ermächtigung und eines neuen Bedingten Kapitals zur Ausgabe von 
Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen (zusammen „Schuld-
verschreibungen“) vor. Die Begebung von Wandel- und/oder Options-
schuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) kann 
zusätzlich zu den klassischen Möglichkeiten der Fremd- und Eigen-
kapitalaufnahme die Möglichkeit bieten, je nach Marktlage attraktive  
Finanzierungsalternativen am Kapitalmarkt zu nutzen. Der Rahmen soll 
auf einen Gesamtnennbetrag der Schuldverschreibungen von maximal  
EUR 20.000.000,00 und eine Berechtigung zum Bezug von bis zu ma-
ximal 2.000.000 auf den Inhaber lautende Stückaktien der Gesellschaft 
begrenzt werden. 

Die Emission von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen er-
möglicht die Aufnahme von Fremdkapital zu attraktiven Konditionen, das 
bei Fälligkeit unter Umständen in Eigenkapital umgewandelt wird und so 
der Gesellschaft erhalten werden kann. Die ferner vorgesehene Mög-
lichkeit, neben der Einräumung von Wandel- und/oder Optionsrechten 
auch Wandlungspflichten zu begründen, erweitert den Spielraum für die 
Ausgestaltung dieses Finanzierungsinstruments. Die Ermächtigung gibt 
der Gesellschaft die erforderliche Flexibilität, die Schuldverschreibungen 
selbst oder über unter der Leitung der Gesellschaft stehende Konzernun-
ternehmen („Konzernunternehmen“) zu platzieren. Die Ermächtigung 
legt die Grundlagen für die Bestimmung des Wandlungs- bzw. Options-
preises fest. 

Zur Bedienung der Wandlungs- und/oder Optionsrechte aus diesen 
Schuldverschreibungen soll ein entsprechendes Bedingtes Kapital be-
schlossen werden. 

Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht zu gewähren. Bei  
einer Platzierung über Konzernunternehmen muss die Gesellschaft eben-
falls sicherstellen, dass den Aktionären der Gesellschaft das gesetzliche 
Bezugsrecht gewährt wird. Um die Abwicklung zu erleichtern, ist die 
Möglichkeit vorgesehen, die Schuldverschreibungen an ein oder mehre-
re Kreditinstitute mit der Verpflichtung auszugeben, den Aktionären die 
Schuldverschreibungen entsprechend ihrem Bezugsrecht zum Bezug 
anzubieten. 

Der Vorstand soll jedoch ermächtigt werden, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats das Bezugsrecht insoweit auszuschließen, als sich die Ausgabe 
von Aktien aufgrund von Wandlungs- bzw. Optionsrechten oder Wand-
lungspflichten auf bis zu zehn Prozent des Grundkapitals der Gesellschaft 
beschränkt. Auf diese Beschränkung auf zehn Prozent des Grundkapitals 
ist eine anderweitige Ausgabe von Aktien gegen Bareinlage oder eine 
Ausgabe von Wandlungs- und/oder Optionsrechten anzurechnen, soweit 
diese unter Ausnutzung einer Ermächtigung zum Ausschluss des Be- 
zugsrechts entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG während der Laufzeit 
dieser Ermächtigung erfolgt. Anzurechnen ist außerdem das Grundkapi-
tal, das auf erworbene eigene Aktien entfällt, die während der Laufzeit 
dieser Ermächtigung in anderer Weise als über die Börse oder durch 
ein Angebot an alle Aktionäre in entsprechender Anwendung des § 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG veräußert werden. Durch diese Anrechnungen wird 
sichergestellt, dass keine Wandel- und/oder Optionsschuldverschrei-
bungen ausgegeben werden, wenn dies dazu führen würde, dass insge-
samt für mehr als zehn Prozent des Grundkapitals das Bezugsrecht der  
Aktionäre in unmittelbarer oder mittelbarer Anwendung von § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG durch den Vorstand ausgeschlossen wird. Diese weiterge-

Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zu Punkt 9 der  
Tagesordnung über den Bezugsrechtsausschluss bei der Ausgabe 
von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen gemäß § 221  
Abs. 4 Satz 2 AktG in Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 und  
Abs. 4 Satz 2 AktG

Der Vorstand erstattet den nachfolgenden Bericht an die Hauptversamm-
lung zu Tagesordnungspunkt 9 gemäß § 221 Abs. 4 Satz 2 AktG in Ver-
bindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 und Abs. 4 Satz 2 AktG über die Gründe 
für die Ermächtigung des Vorstands, das Bezugsrecht der Aktionäre bei  
Ausnutzung der Ermächtigung auszuschließen. Dieser Bericht liegt vom  
Tag der Bekanntmachung der Einberufung der Hauptversammlung an in 
den Geschäftsräumen der Gesellschaft, Max-Planck-Ring 48, 46049 Ober- 
hausen, und während der Hauptversammlung zur Einsicht der Aktionäre  
aus. Er ist außerdem im Internet unter http://www.nanofocus.de unter  
„Investor Relations“ in dem Unterpunkt „Hauptversammlung“ zugäng-
lich. Auf Verlangen erteilt die Gesellschaft den Aktionären unverzüglich 
kostenfrei Abschriften des Berichts. 

Der Bericht wird wie folgt bekannt gemacht:

Unter Tagesordnungspunkt 9 schlagen Vorstand und Aufsichtsrat vor, die 
bestehende Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder Options-
schuldverschreibungen sowie das entsprechende Bedingte Kapital (Be-
dingtes Kapital 2015) aufzuheben und eine neue Ermächtigung und ein 
neues Bedingtes Kapital (Bedingtes Kapital 2017/II) zu schaffen. 

Dem Vorstand wurde mit Beschluss der Hauptversammlung vom 1. Juli 2015 
die Ermächtigung erteilt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates bis zum  
30. Juni 2020, einmalig oder mehrmalig auf den Inhaber lautende Wan-
delschuldverschreibungen und/oder Optionsschuldverschreibungen (zu-
sammen Schuldverschreibungen) mit oder ohne Laufzeitbeschränkung im 
Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 12.250.000,00 zu begeben und den 
Inhabern bzw. Gläubigern von Schuldverschreibungen Wandlungs- bzw. 
Optionsrechte (auch mit Wandlungspflicht) für auf den Inhaber lautende 
Stückaktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag des Grundka-
pitals von insgesamt bis zu EUR 1.225.000,00 nach näherer Maßgabe 
der Wandel- bzw. Optionsanleihebedingungen zu gewähren (die Ermäch-
tigung 2015). Zur Bedienung der Schuldverschreibungen wurde ein Be-
dingtes Kapital 2015 in Höhe von bis zu EUR 1.225.000,00 (§ 4 Abs. (6)  
der Satzung der Gesellschaft).

Von dieser Ermächtigung wurde bislang kein Gebrauch gemacht.

Vor dem Hintergrund der bei der Gesellschaft seit der Erteilung der Er-
mächtigung durchführten Kapitalerhöhungen halten es Vorstand und 
Aufsichtsrat für zweckmäßig, die bestehende Ermächtigung 2015 sowie 
das bestehende Bedingte Kapital 2015 aufzuheben und durch eine neue 
Ermächtigung sowie ein neues Bedingtes Kapital zu ersetzen.

Angesichts des Umstands, dass von der Ermächtigung 2015 noch kein 
Gebrauch gemacht wurde und diese vollständig aufgehoben werden soll 
und ab diesem Zeitpunkt unter dieser Ermächtigung somit keine Schuld-
verschreibungen ausgegeben werden können, kann das bestehende Be-
dingte Kapital 2015 vollständig aufgehoben und die Satzung entsprechend 
angepasst werden.



32 33 

Wandlungs- bzw. Optionspreis in diesen Fällen nicht ermäßigt oder ein 
anderweitiger Verwässerungsschutz gewährt zu werden braucht. Die Be-
lastung der bisherigen Aktionäre erschöpft sich darin, dass den Inhabern/
Gläubigern von Wandlungs- und/oder Optionsrechten (auch mit Wand-
lungspflicht) ein Bezugsrecht gewährt wird, das ihnen ohnehin zustünde, 
wenn sie ihre Wandlungs- und/oder Optionsrechte bereits ausgeübt oder 
ihre Pflicht zur Wandlung bereits erfüllt hätten. In der Abwägung der Vor- 
und Nachteile erscheint der Bezugsrechtsausschluss in diesem Fall daher 
sachgerecht. 

In den Anleihebedingungen kann – zur Erhöhung der Flexibilität – vor-
gesehen werden, dass die Gesellschaft einem Wandlungs- bzw. Opti-
onsberechtigten nicht Aktien der Gesellschaft gewährt, sondern den Ge-
genwert in Geld zahlt. Das vorgesehene Bedingte Kapital dient dazu, die 
mit den Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen verbundenen 
Wandlungs- bzw. Optionsrechte zu bedienen oder Wandlungspflichten 
auf Aktien der Gesellschaft zu erfüllen, soweit dafür nicht eigene Aktien 
eingesetzt werden. 

Voraussetzung für die Teilnahme an der Hauptversammlung und die 
Ausübung des Stimmrechts

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimm-
rechts in der Hauptversammlung sind gemäß § 17 der Satzung nur die-
jenigen Aktionäre berechtigt, die sich bei der Gesellschaft unter nach- 
stehender Adresse, Telefax-Nummer oder E-Mail-Adresse unter Nachweis  
ihres Aktienbesitzes spätestens bis zum Ablauf des 21. Juni 2017 
(24.00 Uhr MESZ) in Textform (§ 126b BGB) in deutscher oder englischer 
Sprache anmelden:

NanoFocus AG 
c/o Better Orange IR & HV AG
Haidelweg 48
81241 München
Deutschland
Telefax: +49 (0)89 889 690 633
E-Mail: anmeldung@better-orange.de

Der Nachweis des Aktienbesitzes muss sich auf den Beginn des 21. Ta-
ges vor der Hauptversammlung, d.h. auf Mittwoch, den 7. Juni 2017  
(00.00 Uhr MESZ), beziehen. Der Nachweis des Aktienbesitzes ist durch 
eine Bestätigung in Textform (§ 126b BGB) in deutscher oder englischer 
Sprache durch das depotführende Institut zu erbringen.

Nach Eingang der Anmeldung sowie des Nachweises ihres Anteilsbe-
sitzes bei der Gesellschaft werden den Aktionären Eintrittskarten für die 
Hauptversammlung übersandt. Um den rechtzeitigen Erhalt der Eintritts-
karten sicherzustellen, bitten wir die Aktionäre, frühzeitig für die Über-
sendung des Nachweises ihres Anteilsbesitzes an die Gesellschaft Sorge 
zu tragen. Die zugeschickten bzw. am Versammlungsort hinterlegten Ein-
trittskarten sind lediglich organisatorische Hilfsmittel und keine Voraus-
setzung für die Teilnahme an der Hauptversammlung und die Ausübung 
des Stimmrechts.

Verfahren für die Stimmabgabe/Stimmrechtsvertretung

Der Aktionär kann sein Stimmrecht in der Hauptversammlung auch durch 
einen Bevollmächtigten, z.B. durch ein Kreditinstitut, eine Aktionärsver-

hende Beschränkung liegt im Interesse der Aktionäre, die bei entspre-
chenden Kapitalmaßnahmen ihre Beteiligungsquote möglichst aufrecht-
erhalten wollen. 

Durch diese Möglichkeit des Ausschlusses des Bezugsrechts erhält die 
Gesellschaft die Flexibilität, günstige Kapitalmarktsituationen kurzfristig 
wahrzunehmen und durch eine marktnahe Festsetzung der Konditionen 
bessere Bedingungen bei der Festlegung von Zinssatz und Ausgabepreis 
der Schuldverschreibung zu erreichen. Maßgeblich hierfür ist, dass im 
Gegensatz zu einer Emission von Schuldverschreibungen mit Bezugs-
recht der Ausgabepreis erst unmittelbar vor der Platzierung festgesetzt 
werden kann, wodurch ein erhöhtes Kursänderungsrisiko für den Zeit-
raum einer Bezugsfrist vermieden werden kann. Bei Gewährung eines 
Bezugsrechts muss dagegen der Bezugspreis bis zum drittletzten Tag der 
Bezugsfrist veröffentlicht werden. Angesichts der häufig zu beobachten-
den Volatilität an den Aktienmärkten besteht damit ein Marktrisiko über 
mehrere Tage, welches zu Sicherheitsabschlägen bei der Festlegung der 
Anleihekonditionen und so zu nicht marktnahen Konditionen führt. Auch 
ist bei Gewährung eines Bezugsrechts wegen der Ungewissheit über sei-
ne Ausübung die erfolgreiche Platzierung bei Dritten gefährdet bzw. mit 
zusätzlichen Aufwendungen verbunden. 

Indem der Ausgabepreis der Schuldverschreibungen nicht wesentlich 
unter ihrem nach anerkannten finanzmathematischen Methoden ermit-
telten rechnerischen Marktwert festgelegt wird, soll dem Schutzbedürf-
nis der Aktionäre hinsichtlich einer Verwässerung ihres Anteilsbesitzes 
Rechnung getragen werden. Bei einem solchen Ausgabepreis der Schuld-
verschreibungen hätte nämlich das Bezugsrecht einen Wert von nahe 
null. So ist der Schutz der Aktionäre vor einer wirtschaftlichen Verwäs-
serung ihres Anteilsbesitzes gewährleistet und den Aktionären entsteht 
kein wesentlicher wirtschaftlicher Nachteil durch einen Bezugsrechtsaus-
schluss. Aktionäre, die ihren Anteil am Grundkapital der Gesellschaft auf-
rechterhalten möchten, können dies durch einen Zukauf über den Markt 
zu annähernd gleichen Konditionen erreichen. 

Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszunehmen. Solche Spitzenbeträge 
können sich aus dem Betrag des jeweiligen Emissionsvolumens und der 
Darstellung eines praktikablen Bezugsverhältnisses ergeben. Ein Aus-
schluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge erleichtert in diesen Fällen 
die Abwicklung der Kapitalmaßnahme. Die vom Bezugsrecht der Aktio-
näre ausgeschlossenen freien Spitzen werden entweder durch Verkauf 
über die Börse oder in sonstiger Weise bestmöglich für die Gesellschaft 
verwertet. Durch die Beschränkung auf Spitzenbeträge erleiden die  
Aktionäre keine nennenswerte Verwässerung. 

Weiterhin soll der Vorstand die Möglichkeit erhalten, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, um den In-
habern oder Gläubigern von Wandlungs- und/oder Optionsrechten oder 
auch von mit Wandlungspflichten ausgestatteten Wandelschuldverschrei-
bungen ein Bezugsrecht in dem Umfang einzuräumen, wie es ihnen 
nach Ausübung der Wandlungs- bzw. Optionsrechte oder nach Erfüllung 
der Wandlungspflichten zustehen würde. Dadurch wird eine wirtschaft-
liche Schlechterstellung der Inhaber/Gläubiger von Wandlungs- und/oder  
Optionsrechten (auch mit Wandlungspflicht) vermieden; ihnen wird ein 
Verwässerungsschutz gewährt, der der Kapitalmarktpraxis entspricht,  
die Platzierung der Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibung erleich-
tert und der Gesellschaft einen höheren Mittelzufluss ermöglicht, weil der 
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einigung oder eine andere Person seiner Wahl ausüben lassen. Auch im 
Fall einer Bevollmächtigung sind eine form- und fristgerechte Anmeldung 
und der Nachweis der Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversamm-
lung und zur Ausübung des Stimmrechts nach den vorstehenden Bestim-
mungen erforderlich. Bevollmächtigt der Aktionär mehr als eine Person, so 
ist die Gesellschaft gemäß § 134 Abs. 3 Satz 2 AktG berechtigt, eine oder 
mehrere von diesen zurückzuweisen.

Die Erteilung von Vollmachten, die nicht an ein Kreditinstitut oder eine  
Aktionärsvereinigung oder eine andere der in § 135 AktG gleichgestell-
ten Institutionen oder Personen erteilt werden, der Widerruf dieser Voll-
machten und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der Gesell-
schaft bedürfen dabei der Textform (§ 126b BGB).

Die Aktionäre, die ein Kreditinstitut, eine Aktionärsvereinigung oder eine 
der in § 135 AktG gleichgestellten Institutionen oder Personen mit der 
Stimmrechtsausübung bevollmächtigen wollen, weisen wir darauf hin, 
dass in diesen Fällen die zu bevollmächtigende Institution oder Person 
möglicherweise eine besondere Form der Vollmacht verlangt, weil diese 
gemäß § 135 AktG die Vollmacht nachprüfbar festhalten muss. Wir bitten 
daher die Aktionäre, sich in diesem Fall mit dem zu Bevollmächtigenden 
über die Form der Vollmacht abzustimmen.

Ein Formular, das für die Erteilung einer Vollmacht verwendet werden 
kann, befindet sich auf der Rückseite der Eintrittskarte, welche den Aktio-
nären nach der oben beschriebenen form- und fristgerechten Anmeldung 
zugeschickt wird. Dieses steht auch unter http://www.nanofocus.de un-
ter „Investor Relations“ in dem Unterpunkt „Hauptversammlung“ zum  
Herunterladen zur Verfügung.

Der Nachweis der Bevollmächtigung kann am Tag der Hauptversamm-
lung durch den Bevollmächtigten am Versammlungsort erbracht werden. 
Ferner kann der Nachweis der Bevollmächtigung der Gesellschaft an die 
nachfolgend genannte Adresse, Telefax-Nummer oder E-Mail-Adresse 
übermittelt werden:

NanoFocus AG 
c/o Better Orange IR & HV AG
Haidelweg 48
81241 München
Deutschland
Telefax: +49 (0)89 889 690 655
E-Mail: nanofocus@better-orange.de

Aktionäre können sich auch durch die von der Gesellschaft benannten wei-
sungsgebundenen Stimmrechtsvertreter vertreten lassen. Auch im Falle 
einer Bevollmächtigung der Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft sind 
eine form- und fristgerechte Anmeldung und der Nachweis des Anteilsbe-
sitzes nach den vorstehenden Bestimmungen erforderlich. 

Die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft sind verpflichtet, weisungsge-
mäß abzustimmen. Den Stimmrechtsvertretern der Gesellschaft steht bei 
der Ausübung des Stimmrechts kein eigener Ermessensspielraum zu. Die 
Beauftragung der Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft zur Widerspruch-
serklärung sowie der Stellung von Anträgen und Fragen ist nicht möglich.

Vor der Hauptversammlung können Vollmacht und Stimmrechtswei-
sungen an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft z.B. unter Verwen-

dung der hierfür vorgesehenen Formulare erteilt werden, die die Aktio-
näre zusammen mit der Eintrittskarte erhalten. Dieses steht auch unter 
http://www.nanofocus.de unter „Investor Relations“ in dem Unterpunkt 
„Hauptversammlung“ zum Download zur Verfügung.

Vollmacht und Weisungen an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft, 
die im Vorfeld der Hauptversammlung erteilt werden, sollen aus organisa-
torischen Gründen spätestens zum Ablauf des 27. Juni 2017 (24.00 Uhr 
MESZ) unter der vorstehenden Adresse, Telefax-Nummer oder E-Mail-
Adresse eingehen. 

Darüber hinaus bieten wir form- und fristgerecht angemeldeten und in der 
Hauptversammlung erschienenen Aktionären, Aktionärsvertretern bzw. 
deren Bevollmächtigten an, die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft 
auch während der Hauptversammlung mit der weisungsgebundenen 
Ausübung des Stimmrechts zu bevollmächtigen.

Weitere Informationen zur Bevollmächtigung der Stimmrechtsvertreter 
der Gesellschaft stehen den Aktionären unter http://www.nanofocus.de 
unter „Investor Relations“ in dem Unterpunkt „Hauptversammlung“ zur 
Verfügung.

Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären

Gegenanträge im Sinne des § 126 AktG sowie Wahlvorschläge im Sinne 
des § 127 AktG sind ausschließlich an die folgende Anschrift zu richten:

NanoFocus AG 
c/o Better Orange IR & HV AG
Haidelweg 48
D-81241 München
Telefax: +49 (0)89 889 690 666
E-Mail: antraege@better-orange.de

Gegenanträge und Wahlvorschläge gegen die Vorschläge von Vorstand 
und/oder Aufsichtsrat zu den Punkten der Tagesordnung, die spätestens 
zum Ablauf des 13. Juni 2017 (24.00 Uhr MESZ) bei der vorstehen-
den Anschrift eingehen und die die weiteren Voraussetzungen für eine 
Pflicht der Gesellschaft zur Zugänglichmachung nach §§ 126, 127 AktG 
erfüllen, werden einschließlich des Namens des Aktionärs, einer Begrün-
dung (Wahlvorschläge müssen jedoch nicht begründet werden) und ei-
ner etwaigen Stellungnahme der Verwaltung unter der Internetadresse 
http://www.nanofocus.de unter „Investor Relations“ in dem Unterpunkt 
„Hauptversammlung“ veröffentlicht. Anderweitig adressierte Anträge 
werden nicht berücksichtigt.

Gegenanträge und Wahlvorschläge sind nur dann gestellt, wenn sie wäh-
rend der Hauptversammlung mündlich gestellt werden. Das Recht eines 
jeden Aktionärs, während der Hauptversammlung Gegenanträge und 
Wahlvorschläge zu den verschiedenen Tagesordnungspunkten auch ohne 
vorherige und fristgerechte Übermittlung an die Gesellschaft zu stellen, 
bleibt unberührt.

Oberhausen, im Mai 2017

NanoFocus AG
Der Vorstand



Anfahrt

Fraunhofer UMSICHT liegt außerhalb der Oberhausener Umweltzone und 
ist über die folgenden Anfahrtswege ohne Plakette zu erreichen:

Auto
Von der Autobahn A42 
Aus Dortmund kommend: Ausfahrt Oberhausen-Osterfeld/Neue Mitte; 
am Ende der Ausfahrt weiter geradeaus auf die Osterfelder Straße 
Richtung Neue Mitte bzw Oberhausen-Zentrum/Essen und der Straße fol-
gen; nach ca. 1,5 km (hinter dem Hinweisschild »Fraunhofer UMSICHT«) 
nach links in den Brammenring abbiegen, nach ca. 100 m rechts und dann 
rechts auf das Institutsgelände.
Aus Duisburg kommend: Ausfahrt Oberhausen-Osterfeld/Neue Mitte; 
am Ende der Ausfahrt rechts in die Osterfelder Straße Richtung Neue 
Mitte bzw. Oberhausen-Zentrum/Essen einbiegen und der Straße fol-
gen; weiter s.o.

Von der Autobahn A40 
Aus Dortmund kommend: Ausfahrt Mülheim-Dümpten; am Ende der 
Ausfahrt rechts, an der nächsten Kreuzung links auf die Mellinghofer 
Straße; an deren Ende links in die Essener Straße. Nächste große 
Kreuzung rechts in die Osterfelder Straße; vor der folgenden Ampel 
rechts in den Brammenring abbiegen, weiter s.o.
Aus Duisburg kommend: Ausfahrt Mülheim-Dümpten; am Ende der 
Ausfahrt links, an der nächsten Kreuzung links auf die Mellinghofer 
Straße; weiter s.o.

Bahn
Ab Oberhausen Hauptbahnhof zu Fraunhofer UMSICHT mit den Buslinien 
185 (Richtung Essen Borbeck Bf.), 957 (Richtung Sterkrade Bf.) oder 958 
(Richtung Oberhausen Spechtstraße) bis zur Haltestelle »UMSICHT«.

Flugzeug und Bahn/Auto
Ab Flughafen Düsseldorf von »Terminal A/B/C« mit dem Sky Train bis 
»Düsseldorf Flughafen Bf.«, hier mit dem RE (Regionalexpress) bis 
Oberhausen Hbf, weiter: siehe Bahn. Oder mit dem Auto vom Flughafen 
Düsseldorf auf die Autobahn A44 bis zum Kreuz Düsseldorf-Nord; weiter 
auf der A52 Richtung Essen/Oberhausen; am Autobahnkreuz Breitscheid 
weiter auf der A3 Richtung Oberhausen bis zum Kreuz Oberhausen-West;
dort auf die A42 bis zur Abfahrt Oberhausen-Osterfeld/Neue Mitte; wei-
ter: siehe Auto.


